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1 Einleitung 

Die 2008 ausgebrochene Finanzkrise ist Teil einer multiplen, globalen Krise. Die Klimakrise 

manifestiert sich durch zunehmende Naturkatastrophen. Prognosen weisen auf ein Ende der 

fossilen Energiereserven in absehbarer Zukunft hin. Der Versuch, die Abhängigkeit vom Öl 

z.B. durch Bioethanol zu schwächen, hat mit der dadurch veränderten Nutzung von Agrarflä-

chen sowohl zu Nahrungsmittelknappheit als auch zur Zerstörung der Biodiversität geführt. 

Kurz gesagt, die unterschiedlichen Facetten der globalen Krise überschneiden sich und stehen 

in direktem Zusammenhang zueinander.1  

 Auf der Suche nach Lösungen für diese Problemstellungen hat sich in den vergangenen 

Jahren eine scheinbare Antwort hervorgetan, die des Grünen Kapitalismus, der Green Eco-

nomy.2 Besonders deutlich wurde dies im Jahr 2012 bei der Konferenz der Vereinten Natio-

nen über nachhaltige Entwicklung, kurz Rio 20+.3 Auf der Agenda standen die Green Eco-

nomy im Kontext nachhaltigen Wachstums und der Armutsbekämpfung sowie der institutio-

nelle Rahmen zu nachhaltiger Entwicklung.4 Der Abschlussbericht unter dem Titel "The Fu-

ture We Want" fasste zusammen: "We consider the green economy in the context of sustaina-

ble development and poverty eradication as one of the important tools available for achieving 

sustainable development [...]".5  

 Dieser Auffassung entgegnete der Präsident Boliviens, Evo Morales, bei einer Veran-

staltung im Rahmen des Rio 20+ Gipfels: "Wir erkennen die Green Economy als neues Mittel 

der kapitalistischen Staaten zur Unterwerfung unserer Länder. Sie ist ein Kolonialismus der 

Natur, mit dem Ziel die natürlichen Quellen des Lebens zu ökonomisieren. Der Grüne Kapita-

lismus verwandelt jeden Baum, jede Pflanze, jeden Tropfen und jedes Lebewesen in eine Wa-

re. Die Staaten des Nordens bereichern sich inmitten einer räuberischen Orgie und zwingen 

uns, die Länder des Südens, ihre armen Förster zu sein. (…) Unter dem Deckmantel des Um-

weltschutzes möchten sie Mechanismen schaffen, um unsere Politik zu überwachen und zu 

beurteilen."6 Der Präsident Ecuadors, Rafael Correa, fügte dem hinzu: "Es sind die Mächtigs-

                                                
1 Gill 2011 [2008]: 265-266 
2 Die Begriffe Green Economy und Grüner Kapitalismus werden in dieser Arbeit synonym verwendet. 
3 In Anspielung auf den vor 20 Jahren durchgeführten "Earth Summit" in Rio zu Umwelt und nachhaltiger Ent-
wicklung.  
4 Nachhaltiges Wachstum basiert dort auf den drei Säulen: wirtschaftliche Entwicklung, soziale Entwicklung 
sowie Umweltschutz. 
5 UNCSD 2012, III/56. 
6  La Razon 2012 (Übersetzung d. Autors) 
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ten, welche den Planeten plündern, welche die Produkte der Umwelt kostenlos konsumieren. 

Diese Umweltgüter produzieren wir, die Entwicklungsländer."7 

 Die Meinungsdifferenzen und Auseinandersetzungen im Bezug auf die Green Economy 

finden in einer Zeit statt, in der sich die Staaten und die Bevölkerung Südamerikas vom neoli-

beralen Paradigma des Washington Konsens der 90'er Jahre abgewendet haben. Gleichzeitig 

suchen die sogenannten industrialisierten Staaten nach Wegen aus der Krise, nach Möglich-

keiten die Abhängigkeit von fossilen Brennstoffen zu verringern bzw. die Energieversorgung 

zu diversifizieren und gleichzeitig wirtschaftliches Wachstum zu schaffen. Gerade diese Wi-

dersprüche und Konflikte bieten die Möglichkeit, den „transnationalen Charakter der gegen-

wärtigen sozioökonomischen und machtpolitischen Restrukturierung“8 zu untersuchen. Dies 

soll nicht mit einem Fokus auf Staaten als alleinige Akteure geschehen, sondern besonders 

unter Einbindung der sozialen Kräfte und Bewegungen.  

1.1 Fragestellung und Thesen 

Warum lehnen Ecuador und Bolivien die Green Economy als Entwicklungsmodell ab?  

 Auf Basis folgender Gemeinsamkeiten soll eine strukturinduzierte Prozessanalyse mög-

liche Gründe für ihre heutige Position zur Green Economy untersuchen: beide Länder haben 

neoliberale Strukturreformen und darauf folgende Staatskrisen erlebt; die indigenen Bewe-

gungen in Ecuador und Bolivien nahmen eine wichtige Rolle in der politischen Auseinander-

setzung sowie in der Formulierung von sozialen und wirtschaftlichen Alternativen ein; 9 ein 

weiteres gemeinsames Merkmal ist die Lösung der internen Krise durch verfassungsgebende 

Nationalversammlungen und Referenden sowie der Schaffung einer völlig neuen Beziehung 

zwischen dem Staat und den sozialen Bewegungen. Die These ist, dass die Ablehnung der 

Green Economy auf den sozialen Bewegungen beruht, die aus dem Widerstand zum Neolibe-

ralismus hervorgegangen sind. Zur Prüfung dieser These soll untersucht werden inwiefern: 

 1. die neoliberale Phase zu Widerstand geführt hat 

 2. indigene und soziale Bewegungen alternative kollektive Vorstellungen entwickelt 

 und institutionalisiert haben 

 3. sich die Idee des Buen Vivir in den neuen Verfassungen auf die Umwelt- und Ent

 wicklungspolitik auswirkt  

 4. die Politik der neuen Regierungen die Forderungen der sozialen Bewegungen auf-

                                                
7 AFP 2012 
8 Bieling/Deppe 1996: 734 
9 Ortiz Crespo/Mayorga 2012: 12 
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nimmt und welche Konsequenzen sie auf die Green Economy hat  

1.2 Theoriewahl und Begründung 

Die vorliegende Arbeit analysiert den Prozess, der zur ablehnenden Haltung Boliviens und 

Ecuadors im Bezug auf die Green Economy (der Begriff wird unter Punkt 2.5 definiert) ge-

führt hat. Dabei wird der historischen Struktur als Handlungsrahmen eine besondere Bedeu-

tung zugesprochen. Konkret bedeutet dies, dass der Blick nicht isoliert auf innerstaatliche 

Entwicklungen gerichtet werden soll, genauso wenig wie externe Ereignisse wie die Finanz-

krise oder internationale Institutionen oder transnationale Unternehmen als monokausal für 

die untersuchten Phänomene betrachtet werden. Vielmehr geht es darum, die Entwicklungen 

als zusammenhängend und sich gegenseitig beeinflussend zu betrachten und dabei Schnitt-

punkte herauszuarbeiten und in die Analyse mit einzubeziehen. Den sozialen Kräften wie in-

digenen Bewegungen werden in diesem Prozess besondere Bedeutung zugesprochen. Her-

kömmliche Theorien der Internationalen Beziehungen wie der Neorealismus werden hier in 

ihrer Wahrnehmung des Staates als "black box" als zu kurz gegriffen, bzw. in ihrer Erklä-

rungskraft für die untersuchten Probleme nicht als ausreichend verstanden.  

 Für diese Forschungsarbeit wird die neogramscianischen Perspektive der Internationa-

len Politischen Ökonomie (IPÖ) sowie ihre Konzeption von Hegemonie als Grundlage der 

Analyse gewählt. Ihre Erkenntnisinteressen kreuzen sich an einem "doppelten Punkt der Ver-

mittlung"10 dem der "nationalen und inter- bzw. transnationalen Entwicklungen"11 sowie der 

"Ökonomie und Politik"12. Die Entstehung hegemonischer Strukturen und ihr Zerfall bzw. das 

Aufkommen gegenhegemonischer Bewegungen werden als Produkt sozialer Prozesse ver-

standen. Zur Untersuchung der Fragestellung ist dies besonders geeignet, denn in Bolivien 

und Ecuador haben die sozialen Bewegungen starken Widerstand gegen den Neoliberalismus 

geleistet. Im Folgenden werde ich kurz auf das Verständnis und die Verwendung der Begriff-

lichkeiten in dieser Arbeit eingehen.  

 Vorliegende Arbeiten zum Thema der Green Economy sprechen von den Problemen des 

„neuen hegemonialen Projekts grüner Kapitalismus“ (vgl. Wissen 2011), den Widersprüchen 

zwischen der Green Economy und Entwicklungspolitik (vgl. Brand 2012) und auch von Um-

weltbewegungen in Lateinamerika (vgl. Sader/Gentili 2012; Gudynas 2009). Arbeiten zum 

Thema des Wandels in Ecuador und Bolivien diskutieren die Probleme einer nachhaltigen 

                                                
10 Opratko/Prausmüller 2011: 12 
11 Ebd.  
12 Ebd. 
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Entwicklung in einer exportorientierten Wirtschaft am Beispiel Boliviens (Aguirre/Cooper 

2010), die Bedeutung der indigenen Bewegung (Marti i Puig/Bastidas 2012; Ramirez-

Gallegos 2010; Simaña 2012) sowie die Konstruktion gegenhegemonischer Horizonte (vgl. 

Hidalgo-Flor 2011). Das Thema der Positionen Boliviens und Ecuadors zur Green Economy 

ist eine Neuheit, hier setzt diese Arbeit an. 

1.3 Eingrenzung des Forschungsgegenstandes 

Für die Wahl Ecuadors und Boliviens als Fallbeispiele gibt es zwei zentrale Gründe: erstens 

ihre Bedeutung im Rahmen der Green Economy und zweitens die Tragweite ihres ökonomi-

schen und sozio-politischen Wandels. 

 1. Südamerika hat die größten Energiereserven der Erde, wenn man Gas, Öl, Wasser-

kraft und Biokraftstoffe zusammenrechnet, sowie ein Drittel der weltweiten Süßwasserreser-

ven.13 Ecuador zählt zu den Ländern mit der höchsten Biodiversität, insbesondere die Region 

des Nationalparks Yasuni-ITT (Ishpingo,Tambococha und Tiputini) sticht dabei heraus.14 Die 

neue Verfassung Ecuadors ernennt die Natur zum Rechtsubjekt, die Natur hat also eigene 

Rechte, die den Schutz und Erhalt der Biodiversität zur Aufgabe des Staats machen (Hierauf 

wird in Absatz 5.3 eingegangen). Diese konstitutionelle Weltneuheit sowie das Projekt, das 

Erdöl im Yasuni-ITT Park nicht zu fördern, falls Einnahmeausfälle von den industrialisierten 

Staaten kompensiert werden (Absatz 6.2), machen Ecuador zu einem interessanten Fall in der 

Diskussion um die Green Economy. Bolivien verfügt in der Salzwüste des Salar de Uyuni 

über die größten Lithiumressourcen der Welt.15 Dieses Mineral ist notwendig für die Produk-

tion von leistungsstarken Lithium-Ionen Batterien und ist damit insbesondere mit Blick auf 

die rasant wachsende Branche von nachhaltigen Elektrofahrzeugen, sowohl in Europa und 

Japan als auch in China, von Bedeutung.  

 2. Seit der Wahl Hugo Chavez’ zum Präsidenten Venezuelas im Jahr 1998 wurden in 

Südamerika zahlreiche progressive Regierungen gewählt. Dieser Wandel führt in der akade-

mischen Diskussion zu sehr unterschiedlichen Schlussfolgerungen. Ludolfo Paramio teilt die 

neuen Regierungen in zwei Formen, eine "demokratische Linke" (Brasilien, Argentinien, Chi-

le) und eine "populistische Linke" (Venezuela, Ecuador, Bolivien).16 Diese Klassifizierung 

greift jedoch zu kurz. Franklin Ramirez Gallegos argumentiert, dass es viel mehr als zwei 

                                                
13 Garcia 2008: 119 
14 Vgl. Svampa 2012 
15 Vgl. Polinaris 2012 
16 Vgl. Paramio 2006 
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Linke gäbe. Es sei bei der Einordnung wichtig, die spezifischen Unterschiede (des institutio-

nellen Erbes des Neoliberalismus und der Position der sozialen und politischen Akteure) zwi-

schen den Ländern zu berücksichtigen.17 Diese Auffassung wird hier geteilt und in der Arbeit 

berücksichtig. In Bolivien und Ecuador existierten bzw. existieren immer noch diskriminie-

rende Produktionsverhältnisse, welche große Teile der Subalternen18 von der Teilhabe sowohl 

am Wohlstand als auch am politischen Prozess ausschlossen bzw. heute noch ausschließen. 

Gerade deshalb waren es dort die Bewegungen der indigenen Bevölkerung und der Landbe-

wohner_innen, die den Wandel forderten und auslösten. Auf der Suche nach Einbindung aller 

Subalternen fand der Wechsel hier am radikalsten statt. Wie Rafael Correa es formuliert, fin-

det hier nicht eine Epoche der Änderungen statt sondern eine Änderung der Epoche.19  

2 Theorieverständnis und Operationalisierung 

2.1 Hegemonie 

Zu Beginn der 1980'er Jahre stellte Robert Cox dem Hegemonieverständnis des Neorealis-

mus, wonach ein übermächtiger Staat in der sonst anarchischen globalen Struktur für Stabili-

tät sorgt, das Hegemonieverständnis Antonio Gramscis gegenüber. Hegemonie basiert hier 

nicht auf dem bloßen Element von Macht und Zwang, sondern wird als "konsensbasierte und 

kompromissvermittelte Form der Machtausübung unter kapitalistischen Bedingungen be-

stimmt."20 Dabei übernahm Gramsci Macchiavellis Bild von Macht als ein Zentaurus: "halb 

Mensch, halb Tier, eine notwendige Verbindung aus Konsens und Zwang".21 Hegemonie ist 

dabei ausreichend, bei den meisten Menschen Verhaltenskonformität zu gewährleisten, 

Zwang kommt nur selten zum Einsatz.22 Eine Hegemonie ist so lange stabil, wie das Kon-

senselement vor dem Zwangselement überwiegt. Als Hegemonie wird in dieser Arbeit der 

Neoliberalismus verstanden, denn die untersuchte historische Struktur in Bolivien und Ecua-

dor war geprägt von den neoliberalen Ideen Washington Konsens: 23 Diese umfassten die De-

                                                
17 Vgl. Ramirez-Gallegos 2008 
18 Subalterne (Klassen) sind nach Gramsci jene Bevölkerungsteile, welche von dem hegemonischen Teil der 
Bevölkerung ausgeschlossen, unterdrückt werden (Arbeiter, Kleinbauern, Marginalisierte) (Cox 1983: 132) 
19 Garcia 2008: 125 
20 Opratko/Prausmüller 2011: 16 
21 Cox 1996 [1983]: 127 
22 Ebd.  
23 Der Begriff des Washington Konsens wurde auf einer Konferenz in Washington 1990 vom Ökonomen John 
Williamson geprägt, bei der Vertreter der Lateinamerikanischen Staaten, des IWF, der Weltbank und des US 
Finanzministeriums teilnahmen. (vergl. Cypher 1998) 
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regulierung der Kapitalmärkte, freie Wechselkurse, Privatisierung von staatlichen Unterneh-

men, Kürzung von Subventionen und die Flexibilisierung der Arbeitsmärkte.24 

 Der neoliberale Zentaurus schafft Konsens, wenn die strukturellen Anpassungen und 

Reformen als notwendig anerkannt werden und tatsächlich zu einer Verbesserung der Le-

bensverhältnisse der betroffenen Bevölkerung führen. Der Zentaurus greift auf Zwang zurück, 

wenn der Konsens schwindet, wenn er, bildlich gesprochen, nicht weiterreiten kann, da sich 

Widerstand in den Weg stellt. Zwang kann bedeuten, dass internationale Kreditinstitute wie 

der IMF oder die Weltbank betroffenen Ländern drohen, ihnen nicht weiter Kredite zur Ver-

fügung stellen, falls die geforderten Anpassungen nicht durchgeführt werden. Zwang kann 

auch bedeuten, dass Regierungen sozialen Protest als "illegal"25 klassifizieren und kriminali-

sieren, also unter Strafe stellen.26 

2.2 Historische Struktur und Handlungsebenen  

Der Neogramscianismus hat ein historisches Verständnis der internationalen Beziehungen. 

Konflikte werden dabei nicht wie im Neorealismus als ein sich wiederholendes Ereignis in 

gleichbleibenden Strukturen gesehen, sondern Krisen werden als möglicher Grund sozialen 

Wandels wahrgenommen.27 Die strukturellen Charakteristika von Hegemonien sind im Neo-

gramscianismus a.) materielle Kapazitäten b.) Ideen und c.) Institutionen  

 Materielle Kapazitäten sind z.B. natürliche Ressourcen (Rohstoffe), Produktionsmittel 

(Industriebetriebe, Fabriken) und Staatsgewalt (Militär, Polizei). Genauso wichtig ist die Fä-

higkeit über den Einsatz und die Verwendung dieser Aspekte bestimmen zu können.28 

 Ideen sind Vorstellungen über das Wesen gesellschaftlicher Verhältnisse, welche histo-

risch bedingt sind. Sie sind in zwei Arten aufzuteilen: Intersubjektive Ideen bilden die ge-

meinsame Grundlage des gesellschaftlichen Diskurses, wie z.B. dass Staaten innerhalb eines 

bestimmten Territoriums das Zusammenleben von ihren Bewohnern organisieren und kontrol-

lieren.29  

 Die zweite Art sind kollektive Vorstellungen über die soziale Ordnung: dies sind "von-

einander abweichende Sichtweisen über das Wesen und die Legitimität der vorherrschenden 

                                                
24 Cypher 1998: 47 
25 Heinrich Böll Stiftung 2012 
26 Deutsche Wirtschafts Nachrichten 2012 
27 Cox 2011 [1986]: 52 
28 Cox 2011 [1986]: 55 
29 Cox 2011 [1986]: 55-56 
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Machtverhältnisse, wie auch das Verständnis von Gerechtigkeit und öffentlichem Wohl."30 In 

einer historischen Struktur existieren immer zahlreiche kollektive Vorstellungen gleichzeitig, 

sie können sich ähneln, jedoch auch entgegengesetzt sein. Gerade jene Vorstellungen, die von 

der herrschenden Ordnung abweichen bzw. sich von ihr abgrenzen, geben Aufschluss über 

potentielle alternative Entwicklungsmöglichkeiten der Gesellschaft. In dieser Arbeit wird die 

Entstehung kollektiver Vorstellungen subalterner Kräften, insbesondere der indigenen Bewe-

gungen, während der neoliberalen Phase und späterer Weiterentwicklung in Bolivien und 

Ecuador untersucht.  

 Institutionen sind "ein Mittel, um eine bestimmte Ordnung zu stabilisieren und auf Dau-

er zu stellen."31 Sie spiegeln die Machtverhältnisse zum Zeitpunkt ihrer Entstehung wieder, 

können aber im Verlauf auch einer eigenen Dynamik folgen und damit ursprüngliche Ideen 

weiterentwickeln oder ändern.32 

 Die drei Elemente der historischen Struktur, also materielle Kapazitäten, Ideen und In-

stitutionen stehen in einem wechselseitigen, nicht-hierarchischem Verhältnis zueinander.  

 

Weiterhin sind sie auf drei verschiedenen Handlungsebenen untereinander verbunden: 

"1. Die Organisation der Produktion, insbesondere in Hinblick auf die durch den Produkti-

onsprozess erzeugten sozialen Kräfte; 2. die Staatsformen, die aus der Untersuchung des 

Staat-Gesellschaft-Komplexes hergeleitet werden können; 3. Weltordnungen, d.h. die konkre-

ten Kräftekonstellationen, die in weiterer Folge die Problematik von Krieg oder Frieden für 

das Ensemble von Staaten bestimmen."33  

 Diese Ebenen stehen gleichfalls in einem sich wechselseitig beeinflussenden Verhältnis 

zueinander. Soziale Kräfte, sowohl dominante als auch subalterne, die aus dem Produktions-

prozess entstehen, können die Staatsform gestalten, welche wiederum Einfluss auf die Welt-

ordnung hat. Genauso kann die Weltordnung Einfluss auf Staatsformen haben und damit die 

Entstehung neuer soziale Kräfte hervorrufen. Die Ebenen sind nicht statisch, sondern in einem 

stetigen Prozess der Änderung.34  

                                                
30 Cox 2011 [1986]: 56 
31 Ebd. 
32 Ebd., S. 55-56 
33 Ebd., S. 58  
34 Ebd., S. 58-59 
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2.3 Historischer Block 

Ideen, Politik und Ökonomie stehen für Gramsci in einem wechselseitigen Verhältnis zuei-

nander, sind ineinander umwandelbar und werden in einem blocco storico gebündelt.35 Ein 

historischer Block existiert immer mit einer dominanten Klasse, welche ihre Interessen und 

Überzeugungen als universell, für die gesamte Gesellschaft gültig, präsentiert und durchsetzt. 

Intellektuelle spielen eine Schlüsselrolle in der Konstruktion eines historischen Blocks.36 Sie 

entwickeln Vorstellungen und Organisationen, welche die Mitglieder der Klasse des histori-

schen Blocks unter einer gemeinsamen Identität zusammenhält.37 Diese Vorstellungen können 

gemeinsame Aktivitäten wie z.B. Sport sein, durch deren Exklusivität sie sich von den Subal-

ternen abgrenzen. Identitätsbildend können auch die Bildung (Privatschulen, Universitäten) 

oder Formen der sozialen Reproduktion (Hochzeiten innerhalb der "Gesellschaft") sein. Für 

Gramsci hat jede Klasse ihre organischen Intellektuellen, welche die Vorstellungen und die 

Organisation ihrer Klasse (re-)produzieren.38  

 Das dialektische Konzept der Hegemonie bzw. des historischen Blocks impliziert je-

doch gleichzeitig die Möglichkeit von Entwicklungen, die sich gegen die aktuelle Ordnung 

stellen. Dies ist umso mehr der Fall, wenn die Ordnung nicht konsensual abgesichert ist, bzw. 

die dominante Klasse ihre Interessen zu offensichtlich über jene der Subalternen stellt. Ein 

neuer Block entsteht nach Robert Cox, wenn eine "subordinate class (e.g., the workers) estab-

lishes its hegemony over other subordinate groups".39 Mit Blick auf Bolivien und Ecuador ist 

dem hinzuzufügen, dass ein neuer Block auch entstehen kann, wenn subalterne Gruppen in 

erster Linie gemeinsam zusammen arbeiten, um die hegemonische Ordnung zu ändern, ohne 

dass dabei Hierarchie notwendig ist bzw. eine subalterne Gruppe eine andere unterwirft. Indi-

gene subalterne Gruppen haben sich im Widerstand z.B. mit Frauenrechtsbewegungen, Um-

weltaktivisten oder städtischen Bewegungen zusammengeschlossen, ohne direkt ihre Hege-

monie über jene Gruppen zu etablieren. Vielmehr waren gemeinsame Forderungen, wie die 

Überwindung des Neoliberalismus, Schnittpunkte zur Kooperation. Darauf soll im Abschnitt 

3.2. weiter eingegangen werden.  

                                                
35 Cox 2011 [1986]: 53 
36 Cox 1996 [1983]: 132 
37 Cox 1996 [1983]: 132 
38 Ebd. 
39 Cox 1996 [1983]: 132 
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2.4 Gegenhegemonie 

Wenn, wie oben beschrieben, Zwangselemente wie Repression und Unterdrückung der Subal-

ternen überwiegen und der Konsens schwindet, ist eine vorherrschende historische Struktur in 

ihrer Stabilität gefährdet. Als langfristig erfolgreiche Methode zur Schaffung einer alternati-

ven Gesellschaft und Staatsform unter der Führung der Subalternen bzw. der Arbeiterklasse 

beschreibt Gramsci die Methode des "Stellungskriegs."40 Das bedeutet, dass ein Wandel nicht 

durch die bloße (revolutionäre) Übernahme des Machtapparats innerhalb eines Staats gesche-

hen kann, es müssen stattdessen alternativen Institutionen und alternative intellektuelle Res-

sourcen (wie z.B. Schulen, Universitäten, Bildungsreinrichtungen) innerhalb der bestehenden 

Gesellschaft aufgebaut werden. "It means actively building a counterhegemony within an es-

tablished hegemony while resisting the pressures and temptations to relapse into pursuit of 

incremental gains for subaltern groups within the framework of bourgeois hegemony."41  

 In der Praxis bedeutet dies auch, dass subalterne Gruppen in ihrem Widerstand gegen 

die herrschende Ordnung den Schritt von der Vertretung partikularer Interessen hin zu ge-

meinnützigen Forderungen machen müssen, um einen alternativen Block zu errichten.42 Fran-

cisco Hidalgo Flor fügt dem, unter den heutigen Vorzeichen des Neoliberalismus hinzu, dass 

zur Konstruktion eines gegenhegemonischen Horizonts die "streng ökonomistische Perspekti-

ve"43 überwunden werden und dafür die "interkulturelle Perspektive" integriert werden soll.44 

Dies geschieht z.B. in der Idee des Sumak Kawsay, des Guten Lebens, welches in die neuen 

Verfassungen Boliviens und Ecuadors aufgenommen wurde und indigene Auffassungen von 

Entwicklung integriert. Der Schutz der Natur und Biodiversität hat darin eine Bedeutung über 

monetäre Werte hinaus. (Detailliert in Abschnitt 5.1-5.3)  

2.5 Grüner Kapitalismus - Green Economy  

Der Begriff der Green Economy unterliegt keiner singulären Definition, sondern ist vielmehr 

im Entstehen und wird von unterschiedlichen Akteuren verschieden interpretiert und ausge-

legt. Die UNEP hat in ihrem Bericht an Policy-Maker folgende Definition gefunden: "In its 

simplest expression, a green economy can be thought of as one which is low carbon, resource 

efficient and socially inclusive. In a green economy, growth in income and employment 

should be driven by public and private investments that reduce carbon emissions and pollu-
                                                
40 Ebd., S. 127 
41 Cox (1996 [1983]) S. 129 
42 Hidalgo-Flor 2011: 86 
43 Hidalgo-Flor 2011: 86 
44 Hidalgo-Flor 2011: 86 
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tion, enhance energy and resource efficiency, and prevent the loss of biodiversity and ecosys-

tem services."45 

 In dieser Arbeit wird die Green Economy wegen ihrer überwiegend konzeptuellen Ge-

wichtung auf Marktmechanismen zur Krisenlösung als Fortsetzung des Neoliberalismus ge-

sehen. Die Vorschläge, wie sie im Bericht der UNEP The Economics of Ecosystems and Bio-

diversity (TEEB) zum Schutz der Biodiversität gemacht werden, passen sich den neoliberalen 

Ideen an, da Maßnahmen zum Schutz der Biodiversität einer 'rationalen' Kosten-Nutzen-

Rechnung unterliegen. Der Bericht geht davon aus, dass es aus wirtschaftlichen Gründen 

wichtig ist, die Biodiversität zu schützen. Dies wird deutlich an einem Beispiel: "Durch Wild-

bienen aus tropischen Wäldern werden die Erträge in benachbarten Kaffeeplantagen um 20% 

gesteigert, womit die dortigen Kaffeebauern zur Deckung der Nachfrage nach dem volumen-

stärksten legalen Handelsgut der Welt nach Öl beitragen können."46 Bienen sind also wirt-

schaftlich wichtig, sie zu schützen ist eine lohnende Investition. Der Bericht führt aus, dass 

Investitionen "in Höhe von US$ 45 Mrd. [...] in Schutzgebieten Leistungen der Natur schüt-

zen könnten, die etwa US$ 5 Billionen wert sind: ein äußerst gutes Kosten-/ Nutzenverhältnis 

von 100:1."47  

 Und auch der UNEP-Bericht "Towards a Green Economy - Pathways to sustainable 

Development and Poverty Eradication" glaubt an die Lösung der Krise durch Marktmecha-

nismen. Der Staat soll dabei weniger regulativ eingreifen, als vielmehr Anreize für grüne In-

vestitionen setzen.48 Dabei ist es wichtig, heißt es, dass die Staaten den Umweltschutz mit 

dem Zugang der Märkte kombinieren und ins Verhältnis stellen.49 Verringerung der Armut 

durch Investitionen, ein zurückhaltender Staat, die Stärke des Marktes und Effizienz der Kos-

ten-Nutzen-Analysen sind Aspekte, die sowohl beim Neoliberalismus als auch bei der Green 

Economy zum Tragen kommen. Kritiker sehen in der Inwertsetzung der Natur und solchen 

Mechanismen wie dem Zertifikatshandel jedoch bloß eine weitere Möglichkeit der spekulati-

ven Investition. 50 

                                                
45 UNEP 2011 
46 TEEB 2010: 43 
47 TEEB 2010: 38 
48 Vergl. UNEP 2011 
49 Lander 2011: 5 
50 Ebd. 
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3 Wandel der historischen Struktur 

In diesem Abschnitt gehe ich der These nach, inwiefern die neoliberale Phase zu Widerstand 

geführt hat. Dabei werden zuerst (3.1.) die historische Struktur mittels ihrer strukturellen Cha-

rakteristika materielle Kapazitäten, Ideen, Institutionen identifiziert und anschließend (3.2.) 

die Konsequenzen für die subalternen Klassen sowie die Entstehung von Widerstand sozialer 

Kräfte untersucht.  

3.1 Neoliberalismus und Washington-Konsens 

Die Dynamik der Liberalisierung des Handels sowie der Privatisierung öffentlicher Güter 

fand in der gesamten Region Lateinamerikas statt. Die Intensität und Geschwindigkeit variier-

te in den unterschiedlichen Ländern je nach strukturellen Voraussetzungen. Die Ideen dieser 

historischen Phase wurden am deutlichsten im Washington Consensus formuliert, mit dem die 

Schuldenkrisen lateinamerikanischer Staaten überwunden werden sollten. Im Prozess der 

Umsetzung dieser Ideen öffneten sich die lateinamerikanischen Wirtschaften ausländischen 

Direktinvestitionen transnationaler Unternehmen, wobei der freie Fluss von Kapital gleich-

falls die Rückführung von Gewinnen in die Ursprungsländer der Investitionen bedeutete (Re-

patriierung).51  

 Bolivien zählt zu den "early and aggressive reformers", der Beginn der sogenannten 

neoliberalen Ära begann sich bereits 1985 mit den Privatisierungen der Zinn-Minen zu mani-

festieren, Reformen wurden wie in einer "Schocktherapie" besonders schnell und heftig 

durchgeführt.52 Der Internationale Währungsfonds sowie die Weltbank hatten diese als Be-

dingung für die Gewährleistung von Krediten gestellt.53 Der Weltmarktpreis für Zinn, einem 

der wichtigsten Exportprodukte, war von ehemals 6.25 $ auf 3,80$ pro Pfund gefallen.54 Die 

Privatisierung natürlicher Ressourcen und Staatseigentum, wie der Zinn-Minen und Tele-

kommunikations- und Verkehrsbetrieben, folgte den neoliberalen Ideen, dass der Staat in sei-

ner Arbeit ineffektiv sei und Wettbewerb unter privaten Akteuren zu besseren Ergebnissen 

führen werde. Die Reduktion von Staatsaufgaben war eine logische Konsequenz dieser Ideen, 

eine Folge war auch die Reduzierung der Bedeutung des Militärs.55,56 Die demokratische Ein-

bindung des Militärs sollte später ein Stützpfeiler der Stabilität für Morales sein.57  

                                                
51 Ebd.  
52 Potter 2007: 10 
53 Postero 2010: 21 
54 Handelsblatt 2006 
55 Garcia Linera 2010: 41 
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 Ecuador zählt anders als Bolivien zu den „late and cautious reformers".58 Die Ideen des 

Washington Konsens begannen zwar ebenso in den 1980er Jahren Fuß zu fassen, wurden mit 

besonderer Intensität jedoch erst ab 1996 vom Präsidenten Abdalá Bucaram umgesetzt. Dieser 

übernahm die Idee des in Argentinien installierten currency boards und band den Sucre an 

den Dollar, womit jegliche währungspolitische Souveränität aufgegeben wurde.59 Korrupti-

onsvorwürfe und Massenproteste führten zu seinen Sturz und zu einer neuen Verfassung, 

welche sowohl die indigenen Rechte stärkte und gleichzeitig weiteren neoliberalen Reformen 

den Weg ebnete.60 Diese wurden von seinem Nachfolger Jamil Mahuad ab 1998 umgesetzt. 

Öl war das wichtigste Exportgut Ecuadors zu diesem Zeitpunkt, der Ölpreisverfall hatte die 

Krise im Land weiter verschärft.61 Zur Senkung des Defizits sowie der Inflation wurden die 

Subventionen für Strom- und Gaspreise gestrichen, die Gehälter öffentlicher Bediensteter 

eingefroren und eine zuvor genehmigte Gehaltserhöhung für Lehrer revidiert.62 Die Stabilisie-

rung des Finanzsektors und die staatliche Stützung der kriselnden Banken führte 1999 zu 

staatlichen Aufwendungen in Höhe von 24% des BIP.63  

Die materiellen Kapazitäten im Bereich der Ressourcen gingen während der neolibera-

len Phase von staatlicher in private Kontrolle über (in Bolivien Zinn, Erdöl in Ecuador, Tele-

kommunikations- und Transportunternehmen in beiden Ländern). Bedeutend ist auch die 

Konzentration und Privatisierung von Landbesitz (Wälder, Ackerland) welche vor allem 

durch die auf den Export orientierte Agrarindustrie vorangetrieben wurde.64 

 Während wirtschaftliche Vorgaben und ein liberalisierendes Ideal sowohl von außer-

halb, durch internationale Institutionen wie dem IMF und der Weltbank, auf die Länder ein-

wirkten, fand dieser Prozess gleichzeitig innerhalb des Staatsapparate statt.  

 Die mittlere Ebene der staatlichen Verwaltung Boliviens war größtenteils durch Absol-

venten privater und ausländischer Universitäten besetzt, welche über Abschlüsse in Wirt-

schaft, Marketing und Betriebswirtschaft verfügten.65 Die Ideen einer neoliberalen Ordnung, 

gepaart mit der Politik und Ökonomie, bildeten in Bolivien zu dieser Zeit ein wechselseitiges, 
                                                                                                                                                   
56 Die Reduktion der Bedeutung des Militärs ist natürlich nicht alleine auf die Ideen des Neoliberalismus zurück-
zuführen. Das Militär war in der Geschichte beider Länder an Putschen und Diktaturen maßgeblich beteiligt, 
ebenso waren wichtige staatliche Ressourcen im Besitz der Armee.  
57 Garcia Linera 2010: 41 
58 Potter 2007: 21 
59 Wolff 2010: 3 
60 Ebd. 
61 Lateinamerika Nachrichten 1999 
62 Ebd. 
63 Ramirez-Gallegos 2010: 22 
64 Simbaña 2012: 125 
65 Ebd. 39 
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sich beeinflussendes Verhältnis zueinander. Zu den nationalen organischen Intellektuellen, 

welche diese Ordnung propagierten, zählten Analysten, Politologen, Prominente und auch 

US-Meinungsforscher.66 In diesem Verhältnis befanden sich sowohl nationale Unternehmer 

die auf dem Weltmarkt agierten, ausländische Investoren, politische Parteien, sowie genannte 

internationale Organisationen, welche Einfluss auf die Gesetzgebung ausübten.67 Dies kann 

nach Gramsci als der dominante historische Block jener Zeit bezeichnet werden.  

 In Ecuador befanden sich die traditionellen Eliten bereits in den 90'er Jahren in der Kri-

se. Innerhalb der dominanten Klassen konnte kein Konsens darüber gefunden werden, wie der 

Prozess der Privatisierungen durchgeführt werden soll und gleichzeitig bildete sich Wider-

stand innerhalb der Bevölkerung, die erste große indigene Erhebung fand bereits 1990 statt.68 

Es gab drei Entmachtungen von Präsidenten (1997, 2000, 2005) und es existierte eine Kon-

fliktlinie zwischen den etablierten Parteien und zwischen neu entstehenden sozialen und poli-

tischen Organisationen.69 Die Ideen des globalen neoliberalen historischen Blocks fanden 

durchaus Geltung in Ecuador, die Dollar-Bindung bzw. die spätere Dollarisierung des Landes 

zur Kontrolle der Inflation und Schaffung eines sicheren und vorhersehbaren Investitionskli-

mas sind neben den Privatisierungen die markantesten Institutionalisierungen dieser Ideen. 

Alternative kollektive Vorstellungen über die soziale Ordnung der Gesellschaft und Wirt-

schaft sowie Dissens innerhalb der dominanten Klassen haben in Ecuador jedoch zu einer 

späteren und konfliktreicheren Umsetzung des Neoliberalismus als in Bolivien geführt. 

3.2 Soziale Bewegungen und Widerstand  

Die materiellen Verhältnisse, welche durch die Privatisierungen geschaffen wurden, hatten 

starke Auswirkungen auf die subalternen Klassen Boliviens und Ecuadors, insbesondere auf 

Arbeiter und indigene Kleinbauern (verspätet auch auf die Mittelklasse). Die Artikulation ei-

nes gegenhegemonischen Horizonts entstand als Prozess der Organisation und Vereinigung 

der unterschiedlichen sozialen Bewegungen. Dieser Horizont nahm durch den Wachstum und 

die Weiterentwicklung der Bewegungen zu einem politischen Projekt konkrete Formen an.70  

 

 

 

                                                
66 Le Monde Diplomatique 2003 
67 Garcia Linera 2008: 335 
68 Ramirez-Gallegos 2010: 18 
69 Ebd. 19 
70 Tapia Mealla 2011: 122 
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Die Entstehung des Movimiento al Socialismo (MAS) 

Zwei Entwicklungen waren maßgebliche Faktoren für die Entstehung der Bewegung zum So-

zialismus, der Partei des heute regierenden Evo Morales. 

 Erstens wurde der hohe gewerkschaftliche Organisationsgrad der Minenarbeiter gebro-

chen und Entlassungen führten zu Massenarbeitslosigkeit. Viele der ehemaligen Minenarbei-

ter gingen dazu über, als sogenannte "cocaleros" in der Gegend um Cochabamba Cocapflan-

zen anzubauen.71 Als Reaktion darauf begann die U.S. Drug Enforcement Agency (DEA) sie 

als Drogenproduzenten und Terroristen zu bezeichnen sowie mit Hilfe der bolivianischen Re-

gierung die Coca-Bauern zu unterdrücken. Die Kriminalisierung und Repression der gesam-

ten Klasse ist als ein eindeutiges Zwangsmerkmal der Hegemonie zu erkennen, welches bei 

den Cocaleros zu intensivierter Organisation ihres Widerstands führte. Bei den Cocaleros 

paarten sich gewerkschaftliche Taktiken wie Streik, Straßenblockaden und Massendemonstra-

tionen (wie sie in "Minen-Zeiten" angewandt wurden) mit der Idee des Coca-Blattes als heili-

ges Erbe der andinen Kultur.72 Wie zuvor geschrieben, ist Kultur ein wichtiger Aspekt in der 

Kreation einer gegenhegemonischen Ordnung. Die Ausrichtung des Widerstands war dabei 

explizit "firmly opposed to U.S. imperialism and neoliberal economic policies".73 Obwohl zu 

diesem Zeitpunkt bereits jenes starkes Zwangsmerkmal, ausgehend von nationalen und inter-

nationalen Mitgliedern der dominanten Klasse, erkennbar ist, konnte die herrschende Ord-

nung trotzdem noch 15 weitere Jahre aufrecht erhalten werden. Erst ab dem Punkt, als das 

Zwangselement gegenüber dem Konsenselement überwiegt, ab dem Jahr 2000,74 war die He-

gemonie in ihrer Stabilität ernsthaft gefährdet. 

 Bei Gramsci sind Ideen in ihrer Beziehung zu den materiellen Verhältnissen zu sehen.75 

Die materiellen Verhältnisse für die entlassenen Minenarbeiter waren die Grundlage für den 

"new discourse of cocalero solidarity [which] was based on anti-imperialism and an increa-

sing recognition of the importance of ethnic demands".76 Anti-imperialistisch war ihr Diskurs, 

da die Kriminalisierung der Coca-Bauern von der imperialistischen Macht der USA ausging.77 

Nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion diente der Drogenanbau als neuer Gegner, Evo 

Morales gelangte als Gewerkschaftsführer der Coca-Bauern Anfang der neunziger Jahre auf 

                                                
71 Postero 2010: 21 
72 Ebd. 22 
73 Ebd. 
74 Garcia Linera 2010: 37 
75 Cox 1996 [1983]: 132 
76 Postero 2010: 22 
77 Archondo 2007: 92 
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"eine Liste der weltweiten Feinde der USA".78 Die Coca-Bauern waren zum großen Teil indi-

gen, die Coca-Pflanze gehört seit Jahrhunderten zu der andinen Kultur, daher kam die ethni-

sche Dimension ihrer Forderungen. 

 Die zweite Entwicklung ist die Entstehung der nationalen indigenen Bewegung. Die 

Führung übernahmen dabei insbesondere Gruppen aus den östlichen Tiefebenen, die sich ge-

gen einwandernde Viehzüchter und Holzfäller aus den Hochebenen wehrten. Die Conferdera-

ción Indígena del Oriente Boliviano (CIDOB; Bund der Indigenen aus Ost-Bolivien) begann 

indigene Anerkennung sowie gemeinschaftlichen Landbesitz mit Nachdruck zu fordern.79 

Über 30 unterschiedliche Kulturen leben in dieser Region, deren jeweilige Bevölkerungszah-

len relativ niedrig sind.80 Die Rolle von Identität, Kultur und ethnischer Zugehörigkeit als 

Grundlage für Rechte spielte bei der CIDOB eine viel wichtigere Rolle als Klassenzugehörig-

keit. Eine dezidierte Ablehnung des Kapitalismus existierte hier nicht. Damit gab es die, zu-

mindest theoretische, Möglichkeit ihre Forderungen in die neoliberale Agenda des damaligen 

bolivianischen Präsidenten Sanchez de Lozadas zu inkorporieren. De Lozada führte in den 

90'er Jahren einige multikulturelle Reformen durch, welche eine Agrarreform, zweisprachige 

Erziehung an Schulen (wobei z.B. Quechua und Aymara neben Spanisch anerkannt wurden), 

sowie größere Mitbestimmungsrechte bei politischen Entscheidung nach sich zogen.81  

 Gramsci verwendete zur Erklärung solcher Phänomene das Konzept des Trasformismo. 

Dabei werden potentielle Führer subalterner sozialer Gruppen kooptiert.82 Trasformismo wird 

als Prozess verstanden, bei dem die herrschende Koalition auf "gefährliche Ideen" subalterner 

Gruppen eingeht, also ihren Forderungen Rechnung trägt, um sie zu bändigen. Postero 

beschreibt dies im Falle Boliviens als einen "top-down effort by the neoliberal state to incor-

porate indigenous peoples into the national project as responsible and docile neoliberal sub-

jects".83 Dieser Versuch war jedoch nicht oder zumindest unzureichend erfolgreich und es 

fand eine eigenständige Institutionalisierung der indigenen Bewegung statt. 

 Die Asamblea por la Soberanía de los Pueblos (ASP; Versammlung  für die Souveräni-

tät der Völker) entstand als Dachorganisation mehrerer Bauern- und Cocalerogewerkschaften 

sowie politischer Parteien. Die ASP schuf das Instrumento Politico por la Soberanía de los 

Pueblos (IPSP; Politisches Instrument für die Souveränität der Völker), welches die rechtliche 

                                                
78 Archondo 2007: 92 
79 Postero 2010: 22 
80 Tapia Mealla 2011: 122 
81 Ebd. 23 
82 Cox 1996 [1983]: 130 
83 Postero 2010: 23-23 
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Struktur einer bereits existierenden Partei, der MAS (Moviemiento al Socialismo / Bewegung 

zum Sozialismus), übernahm.84 Unter der Führung von Evo Morales begann die MAS an Re-

gionalwahlen teilzunehmen und konnte bereits 1997 mehrere Sitze im nationalen Kongress 

erobern. Die MAS ist keine klassische Partei sondern "the political instrument of the social 

movements that form its base".85 

Allíanza País und CONAIE 

 In Ecuador existierte spätestens seit dem ersten indigenen Aufstand (I. Levantamiento 

Indigena) 1990 ein ständiger Konflikt zwischen den etablierten Parteien und sozialen Kräf-

ten.86 Diese grundlegende Streitigkeit der ecuadorianischen Demokratie beschreibt Ramirez 

Gallegos als Zyklus der "Nichtanerkennung und Belagerung der dominanten Klassen".87 Eine 

auf Konsens basierte Hegemonie konnte von den dominanten Klassen nicht konstruiert wer-

den. Vielmehr weist die hohe Konfliktivität, u.a. durch die vorzeitigen Präsidentschaftswech-

sel ersichtlich, auf eine historische Struktur im Wandel und Widerstand  hin.  

 Im Bereich der sozialen Bewegungen gab es zwei Phänomene zu beobachten: erstens 

die Schwächung der Gewerkschaften als Folge der De-Industrialisierung und Flexibilisierung 

des Arbeitsmarkts, sowie zweitens die Entstehung neuer sozialer Bewegungen.88 Zu letzteren 

gehören die Indigene Bewegung Ecuadors (MIE) sowie die Konföderation der indigenen Na-

tionalitäten Ecuadors (CONAIE)89, welche Protagonisten der gegenhegemonischen Bewe-

gung waren. 

 Ende der 90'er Jahre waren sechs aus zehn Haushalten in Ecuador von Privatisierungen 

betroffen und der Gefahr ausgesetzt, dass die Befriedigung ihre Grundbedürfnisse wie Ernäh-

rung, Wohnung, Bildung und Gesundheit nicht mehr gewährleistet werden konnte.90 Die Ver-

änderungen in der Organisation der Produktion durch die Privatisierungen und den Rückzug 

des Staats waren besonders in ländlichen und indigenen Regionen bemerkbar (z.B. Zerstörung 

von Kleinbauerntum durch die Privatisierung von Land). Ethnie und Armut standen in einem 

klaren geographischen Zusammenhang.91 

 Die Forderungen des ersten indigenen Aufstands waren Anerkennung ihrer Landrechte 

sowie die Einführung bilingualer Bildung (Quechua bzw. Aymara zusätzlich zu Spanisch). 

                                                
84 Postero 2010:23 
85 Postero 2010: 23 
86 Ramirez Gallegos 2010: 19 
87 Ramirez Gallegos 2010: 19 
88 Barrera 2002: 95 
89 die CONAIE wurde 1986 geründet und ist die größte Indigene Organisation Ecuadors. (vergl. Barrera 2002) 
90 Barrera 2002: 94 
91 Barrera 2002: 94 
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Als sich unter Sixto Durán Ballén ab 1992 die Reformen verschärften, gingen auch die MIE 

und CONAIE einen Schritt weiter und suchten den Weg von der außerparlamentarischen Op-

position zur aktiven Gestaltung der Politik. Zur Erreichung ihrer drei Hauptforderungen  

Plurinationalität, Territorialität und Selbstverwaltung war eine Teilhabe am politischen Pro-

zess notwendig.92 Ihre aktive Konfrontation mit und Ablehnung der neoliberalen Strukturre-

formen sicherte ihnen über die ethnische Basis hinaus Zuspruch.93 Diese vorteilhafte Situation 

nutze die MIE 1995 zur Gründung ihrer politische Partei Moviemiento de Unidad Plurinacio-

nal Pachakutik - Nuevo País (PK) und trat bei Regionalwahlen gegen die traditionellen Par-

teien an.94 Die Partei sollte ebenso dabei helfen, ein Bündnis zwischen städtischer und ländli-

cher Bevölkerung zu schaffen.95  

 Ähnliche Ziele verfolgte die Gründung der Coordinadora de Movimientos Sociales 

(CMS; Koordinationsstelle sozialer Bewegungen) 1995. Sie integrierte eine große Bandbreite 

an sozialen Bewegungen, wie die Gewerkschaften der Erdölarbeiter (FETRAPEC), Bauern-

verbände (CONFEUNSSAC), Studenten- und Jugendorganisationen, Frauenbewegungen so-

wie Parteien aus dem linken Spektrum.96 Die Gewerkschaften der öffentlichen Angestellten 

nahmen hatten bei der CMS durch ihre Masse und Erfahrung an Organisation eine starke Stel-

lung.97 

 Die CONAIE war nicht unter dem Dachverband der CMS, ein Großteil der politischen 

Aktionen wurde jedoch zusammen durchgeführt. Dabei konnte die CONAIE drei Erfolge ver-

buchen: das Scheitern der Volksbefragung 1995 zur Legitimation der neoliberalen Reformen; 

die Absetzung des korrupten Präsidenten Bucaram im Jahr darauf sowie die Gründung ihrer 

Partei PK.98 

 Die Dialektik die auch innerhalb der Bewegungen existierte, wird an drei Ereignissen 

deutlich99: a.) Um den Präsidenten Bucaram zu stürzen ging die CMS mit Parteien aus dem 

konservativen Lager ein Bündnis ein, welches bei der verfassungsgebenden Nationalver-

sammlung eine Niederlage erlitt. Die CMS an sich ist der Versuch, subalterne Gruppen zu 

vereinigen und einen neuen historischen Block zu konstruieren. Der Versuch, dieses Ziel auch 

                                                
92 Barrera 2002: 97 
93 Ramirez Gallegos 2010: 21 
94 Ramirez Gallegos 2010: 19 
95 Simbaña 2012: 118 
96 Ramirez-Gallegos 2010: 21 (Zu dem linken Spektrum gehörte z.B. die Frente Popular, welche staatliche Leh-
rer und Universitätsangestellte vertrat) 
97 Simbaña 2012: 117 
98 Ebd.  
99 Ebd. 118 
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mit sozialen Kräften und Parteien aus dem anderen Lager zu erreichen, scheiterte an inneren 

Konflikten über diese Vorgehensweise. 

 b.) die verfassungsbebende Nationalversammlung von 1998 hatte ein doppeltes Ergeb-

nis. Einerseits wurden indigene Rechte weiter anerkannt, andererseits setzt sie auch den 

Grundstein für weitere tiefgreifende neoliberale Reformen. 

  c.) Der Putsch im Jahr 2000, bei dem durch Teile der CMS sowie Teile der  CONAIE 

mit Hilfe von Teilen des Militärs Präsidenten Mahuad gestürzt werden sollte, scheiterte, als 

die eigens gestellte Übergangsregierung sich nur zwei Stunden halten konnte.100 Was Gramsci 

als Bewegungskrieg101 bezeichnete, also die revolutionäre Übernahme der Staatsmacht durch 

eine Avantgarde der Arbeiterklasse, funktionierte nicht.  

 Auf die Dollarisierung durch Gustavo Noboa folgte Ende 2000 eine Erhöhung der Prei-

se für öffentliche Nahverkehrsmittel, für Benzin sowie für Haushaltsgas.102 Der Kampf gegen 

Gaspreiserhöhungen war einer der deutlichsten Widerstände der Indigenen gegen die struktu-

rellen Anpassungen, die Entscheidung der Regierung Noboa war womöglich eine symboli-

sche Antwort auf den Putsch zu Beginn des Jahres.103 

 Der Widerstand gegen diese Maßnahme formierte sich ausgehend von der CONAIE un-

ter dem Slogan "nada solo para los Indios"104 (nichts für die Indigenen alleine), womit sie alle 

subalternen Sektoren, die von den Preiserhöhungen betroffen waren, in den Protest einbezo-

gen. Der Konflikt hatte damit sowohl eine klare ethnische Dimension und schuf darüber hin-

aus auch eine Identität der Klassen.  

3.3 Zwischenfazit  

Im Vergleich mit dem heutigen Konflikt beziehungsweise Disput um die Green Economy gibt 

es einige eindeutige Parallelen: In beiden Fällen wird eine externe Einmischung zur Kontrolle 

der Art und Weise, wie Land genutzt wird, abgelehnt: bei den Minen ging es um privatisierten 

Extraktivismus der von internationalen Organisationen wie IMF und Weltbank  propagiert 

wurde und bei dem nur einer nationale Minderheit profitierte; mit dem Coca-Anbau passte 

sich die subalterne Mehrheit Boliviens an die materiellen Verhältnisse an. Die Folge war Re-

pression ausgehend unter anderem von der DEA; bei der Green Economy sollen die Dienst-
                                                
100 Ramirez-Gallegos 2010: 23 
101 Cox 2006 [1983]: 128. Das Prinzip des Stellungskriegs, also der Aufbau einer alternativen Basis des Staats 
und der Gesellschaft durch alternative Institutionen und Intellektuelle Ressourcen war notwendig um einen spä-
teren Machtwechsel zu erreichen.  
102 Ramirez-Gallegos 2010: 23 
103 Ebd. 24 
104 Ebd. 
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leistungen der Natur auf Empfehlung der G20, des IMF, der Weltbank und der UNEP mer-

kantilisiert, in-Wert gesetzt werden.  

 Zur kollektive Vorstellung der dominanten Klassen entstanden parallel alternative Vor-

stellungen. Erstere implizierte eine private, auf den Weltmarkt gerichtete Wirtschaft und eine 

Politik die maßgeblich von externen Akteuren geprägt wurde. In Bolivien hatten letztere so-

wohl eindeutig anti-imperialistische, teilweise anti-kapitalistische Wesenszüge. Widerstand 

wurde mit Bezug auf die eigene Kultur begründet. Die Coca-Pflanze wurde zum Symbol für 

die eigene Identität und die selbstbestimmte Nutzung der Natur. 

 In Ecuador war die indigene Bevölkerung besonders stark von den neoliberalen Anpas-

sungen betroffen, von ihr ging die Organisation des Widerstands am stärksten aus. Ein neuer 

historischer Block in Entstehung wurde erkenntlich in der Idee einer Alternative zum Neoli-

beralismus, in der Auseinandersetzung mit der herrschenden Ordnung und dem Zusammen-

schluss mit anderen subalternen Klassen.  

4 Institutionalisierung und neue Machtverhältnisse 

Robert Cox beschreibt den Prozess, wie die historische Struktur geändert werden kann: "Only 

a war of position [...], in the long run, bring about the structural changes, and a war of position 

involves building up the sociopolitical base for change through the creation of new historic 

blocs".105 Im Folgenden soll der Prozess von der Institutionalisierung des Widerstands hin zur 

Übernahme der Staatsmacht untersucht werden. Als konstitutiver Moment wird dabei der 

Zeitpunkt gewählt, in dem die Hegemonie nicht mehr durch Konsens gestützt wurde und die 

herrschende Ordnung nicht mehr stabil war. Dies ist der Moment, in dem entweder versucht 

wird, durch ein vertieftes Zwangselement die Ordnung weiter aufrecht zu erhalten oder wenn 

subalterne Klassen ihre Alternativen durchsetzen können.   

4.1 Die Machtübernahme der MAS  in Bolivien 

Die Staatskrise in Bolivien hat im Jahr 2000 mit der Guerra del Agua dem sogenannten 

"Wasserkrieg" begonnen.106 Zuerst wurde die Wasserversorgung in der Region Cochabamba 

privatisiert und an den US-Konzern Bechtel verkauft, im Anschluss versuchte dieser, die Prei-

se deutlich zu erhöhen.107 Dies führte zu Ausschreitungen und Massenaufständen welche spä-

ter zum Rückzug des Konzerns aus dem Land führten. Die MAS wurde 2002 bei den Präsi-

                                                
105 Cox 1996 [1983]: 140 
106 Garcia Linera 2010: 37 
107 Le Monde Diplomatique 2003 
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dentschaftswahlen die zweitstärkste Kraft, im gleichen Jahr gab es einen Marsch der sozialen 

und indigenen Bewegungen auf La Paz, der eine verfassungsgebende Nationalversammlung 

forderte.108 Im Jahr darauf versuchte die Regierung Sanchez de Lozada Erdgas über das 

Nachbarland Chile in die USA zu verkaufen und es kam zur Blockade der wirtschaftlich 

wichtigsten Metropole des Landes, La Paz.109  

 Die Ideen der neoliberalen Ordnung hatten ihr Potential erschöpft. Für eine Dekade war 

der Gehaltsunterschied zwischen den reichsten und den ärmsten Lohnnehmer konstant gestie-

gen. Laut einem Bericht der Weltbank existierte hier ein Verhältnis von 1 zu 90 an verfügba-

rem Einkommen, zu diesem Zeitpunkt ein Wert mit der höchsten sozialen Ungerechtigkeit 

weltweit.110 Die Arbeitslosigkeit war von 3% im Jahr 1994 auf 13% im Jahr 2003 gestie-

gen.111 Forderungen nach einer neuen Ordnung wurden nicht mehr alleine von ländlichen und 

indigenen Bewegungen gestellt, sondern ebenso von einer urbanen Mittelschicht.112 In der 

Kampagne um die vorgezogene Präsidentschaftswahl 2005 warb Evo Morales für seine Partei 

die MAS mit dem Motto "Somos Pueblo, somos MAS" [Wir sind das Volk, wir sind 

MAS/mehr].113 Die Partei machte damit den Schritt von einer Gruppierung partikularer Inte-

ressen (der ländlichen Bevölkerung, der Coca-Bauern, der Indigenen, Frauenbewegungen, 

Menschenrechtsgruppen), hin zu einer breiten, andere subalterne Gruppen einschließenden 

Bewegung. Die bisher herrschende Ordnung sollte von Grund auf geändert werden, dies spie-

gelt sich besonders in der Forderung einer neuen Verfassung, mit der die Grundlage für einen 

neuen gesellschaftlichen Konsens geschaffen werden sollte. 

 Der Regierungswechsel im Jahre 2006, nachdem Evo Morales die Mehrheit bei den 

Präsidentschaftswahlen erreicht hatte, geht in seiner Tragweite deutlich weiter als ein bloßer 

Austausch der Akteure innerhalb der Machteliten. Garcia Linera spricht hier von einem "radi-

kalen Austausch der regierenden Eliten und sozialen Klassen, welche die politischen Ent-

scheidungen trafen, die Kriterien zur Auswahl von Beamten festlegten und am nächsten an 

der Verteilung öffentlichen Reichtums waren".114 Dieser Wandel war auch so abrupt und hef-

tig, da normale Kommunikationsbrücken, die sonst bei der Machtübergabe zu tragen kamen 

                                                
108 Jost 2012: 2 
109 Postero 2010: 24 
110 Garcia Linera 2008: 352 
111 Garcia Linera 2008: 352 
112 Jost 2012: 2 
113 Postero 2010: 24 
114 Garcia Linera 2010: 38 
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(Eliteschulen und Universitäten, ähnliche Wohngegenden, Geschäftsbeziehungen), durch die 

völlig andere Herkunft des neuen politischen Blocks nicht mehr zum tragen kamen.115   

 Die Charakteristika des neu entstehenden historischen Blocks stehen für den Wandel. 

Seine wirtschaftliche Basis ist eindeutig die ländliche und teilweise städtische Produktion in 

kleinem Maßstab für die örtlichen Märkte. Seine Herkunft ist breit gefächert, vom Hochland 

in der Gegend Potosís bis zu den Tiefebenen Tarijas, indigene Kleinbauern und städtische 

Kleinunternehmer.116 Dies kontrastiert stark mit der bisher agierenden, auf den Weltmarkt 

fokussierten wirtschaftlichen Elite.  

 Hinzu kommt eine neue Schicht von städtischen Fachkräften und  Intellektuellen, die 

aus dem Zugang der Arbeiterklasse zu höherer Bildung ab den 70'er Jahren entstanden ist. Sie 

sind die organischen Intellektuellen des neuen historischen Blocks. Die Diffusion und Wei-

terentwicklung der neuen kollektiven Vorstellungen geschieht unter anderem durch Förderung 

der staatlichen Universitäten  und der Rekrutierung der Staatsdiener aus diesen.117 Wichtig für 

die Legitimation der neuen Regierung ist der direkte Einbezug von Führern sozialer Bewe-

gungen in den Gesetzgebungsprozess in Treffen und Kongressen. Weiterhin sind Vertreter der 

sozialen Kräfte auch direkt in die Regierung eingebunden, haben Mitspracherechte im Parla-

ment und den Ministerien.118  

 Die historische Struktur wurde und wird durch die sozialen Kräfte und indigenen Be-

wegungen geändert. Die Nationalisierung von Ressourcen war eine direkte Folge aus den 

Forderungen nach Selbstverwaltung und Mitbestimmung bei dem Wasser- und Gaskrieg 2000 

sowie 2003 und änderte die Materiellen Kapazitäten in Bolivien grundlegend. Eine Institutio-

nalisierung des neuen Blocks fand bereits in den Gründungen der unterschiedlichen Bewe-

gungen statt, machte einen weiteren Schritt in der Gründung der MAS-IPSP und fand einen 

vorläufigen Höhepunkt im Ergreifen der Regierung. Die Institutionalisierung wurde mit der 

neuen Verfassung gesichert.119  

4.2 Rafael Correa und Allianza País 

Die Jahre zwischen 1999 und 2005 waren von einer ständigen politischen Instabilität gekenn-

zeichnet. Bei den Wahlen 2002 ging die PK ein Bündnis mit dem Partido Sociedad Patriótica 

                                                
115 Garcia Linera 2010: 38 
116 Garcia Linera 2010: 38-39 
117 Garcia Linera 2010: 39 
118 Ebd. 
119 In der Verfassung wurden Forderungen der indigenen Bewegungen, wie Plurinationalität und Territorialität, 
aufgenommen. 
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ein, deren Anführer Lucio Gutierrez General beim Militär war und im Jahr zuvor beim Putsch 

beteiligt war.120 Kurz nach der Regierungsübernahme distanzierte sich dieser von der PK und 

der CONAIE, suchte die Nähe zu den USA, befürwortete die geplante gesamtamerikanische 

Freihandelszone (ALCA) und sogar den ‘Krieg gegen den Terrorismus‘.121 Die PK zog sich 

zwar zurück und boykottierte seine Politik während der folgenden zwei Jahre, in denen er mit 

verschiedenen Allianzen versuchte weiter zu regieren, der Vertrauensverlust den die indigene 

Bewegung in der Bevölkerung erlitt war jedoch massiv.122 Diese Erfahrung spaltete gleichzei-

tig die CONAIE, der duale Weg, sowohl soziale Bewegung als auch politische Partei gleich-

zeitig zu sein, war an seine Grenzen gestoßen.  

 In diesem Vakuum begann der Aufstieg Rafael Correas. Das Vertrauen in die Institutio-

nen der Demokratie war an einem historischen Tiefpunkt. Bei einer Umfrage des Latinoba-

rometro, "Parteien und Kongress sind für die Demokratie notwendig" stimmten nur 33% der 

Befragen Ecuadorianer zu.123 Dies war der niedrigste Wert in ganz Lateinamerika, Bolivien 

nahm den vorletzten Platz ein. Auch die Zustimmungsraten zur Regierung des Präsidenten 

(24%), der Elite welche das Land leiten (22%) und dem Präsidenten selber (14%) waren die 

niedrigsten Werte auf dem gesamten Subkontinent.124 In dieser Zeit formierten sich zahlreiche 

Gruppen und Versammlungen, um einen Diskurs über notwendigen gesellschaftlichen Wan-

del außerhalb der Parteien zu beginnen.125 Diese Versammlungen fanden in Universitäten 

statt, aber genauso in Wohngegenden als "Nachbarschafts-Versammlungen", "Frauen-

Versammlungen" und in ihnen manifestierte sich das Misstrauen zu den traditionellen Partei-

en, jedoch gleichzeitig auch der Wille aktiv an einem Wandel teilzuhaben.126 

 Correa konnte sich bei einer kurzen Zeit als Wirtschaftsminister in der Interimsregie-

rung profilieren, als er vom IMF geforderte Maßnahmen zurückwies, eine stärkere Rolle des 

Staats in der Wirtschaft forderte und sich für eine dringende Umverteilung von Reichtum ein-

setzte.127 Seinen Wahlkampf führte er mit einem extremen Anti-Parteien Diskurs, dem Ver-

sprechen, den Neoliberalismus zu beenden und eine verfassungsgebende Nationalversamm-

lung einzuberufen sowie mit einem Fokus auf seine Persönlichkeit als Außenseiter des Estab-
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lishments.128 Seine Basis waren dabei nicht die indigenen Organisationen, sondern die oben 

genannten Versammlungen von Bürgern, Studenten, Nachbarn und Frauen.129 Bei den Wah-

len 2006 erreichte die PK 2,19% der Wählerstimmen, Correa vereinte 23% der Stimmen hin-

ter sich und seiner neu gegründeten Partei Allianza País und gewann damit die Wahl.130 Seine 

Forderungen waren in großen Teilen deckungsgleich mit denen der indigenen Bewegung 

Ecuadors, er profitierte jedoch von den Umständen eines faktisch kollabierten Parteiensys-

tems und dem genannten Misstrauen der Bevölkerung.  

 

 Ein Vorwurf, der sowohl Evo Morales in Bolivien als auch Rafael Correa in Ecuador 

gemacht wird, ist der des Populismus. Condoleezza Rice, damals Außenministerin der USA , 

sagte: "Unser Feind in Lateinamerika ist der Populismus".131 In der akademischen Diskussion 

gibt es dazu gegensätzliche Meinungen. Ludolfo Paramio interpretiert die Neopopulisten 

durch die soziale Polarisierung als destabilisierend und autoritär,132 während Garcia sie um-

gekehrt durch ihre verstärkte soziale Inklusion subalterner Gruppen als stabilisierend sieht.133   

 Gramsci beschreibt die Entstehung von Populismus bei Revolutionen, bei der eine Dia-

lektik zwischen Revolution-Restauration, zwischen alten und neuen Kräften, zum Stillstand 

führt. Dies ebnet den Weg für eine passive Revolution (Änderungen der sozialen Ordnung oh-

ne Aufstand des Volkes).134  

 Ein typisches Merkmal der Passiven Revolution zur Lösung des Patts ist der Ceasaris-

mus: "a strong man intervenes to resolve the stalemate between equal and opposed social 

forces [...] progressively when strong rule presides over a more orderly development of a new 

state, reactionary when it stabilizes existing power".135 

 Aber entsprechen die verfassungsgebenden Nationalversammlungen Ecuadors und Bo-

liviens nicht dem Gegenteil? Die Grundsituation ist die gleiche wie von Gramsci charakteri-

siert: es stehen sich die dominanten und subalternen Klassen gegenüber in einer Pattsituation. 

Sie stehen sich gegenüber in einer Situation, wo die bisher herrschenden Ideen und Institutio-

nen nicht mehr von Konsens getragen werden, wo die Hegemonie an ihre Grenzen gestoßen 

ist und Widerstand zur Staatskrise führte. Gleiche Grundsituation, anderes Vorgehen: Die ver-

                                                
128 Ebd. 36-38 
129 Ramirez-Gallegos 2010: 36 
130 Ramirez-Gallegos 2010: 34 
131 Follari 2010: 1 
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133 Vgl. Garcia 2008 
134 Ebd. 
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fassungsgebende Nationalversammlung ist vom Volk demokratisch gewählt und dazu legiti-

miert, zwischen den variierenden Vorstellungen einer kollektiven Ordnungen einen Konsens 

zu finden.   

 Der argentinische Autor Ernesto Laclau erkennt in den (Neo-)Populisten Lateinameri-

kas die Möglichkeit, dass sich die unterschiedlichen Forderungen der subalternen Klassen in 

dieser Person vereinen, um einen Wandel herbeizuführen.136 Der Aspekt, welcher die unter-

schiedlichen Populismen in Bolivien und Ecuador verbindet, ist der "gemeinsame Feind" und 

der Antagonismus zum vorhergehenden Establishment.137  

 Für den Prozess der Institutionalisierung und ihre Bedeutung für die Green Economy 

gibt es also zwei Schlussfolgerungen: 1.) Die sozialen Bewegungen in Bolivien und Ecuador 

haben das Ende des Neoliberalismus gefordert, dies stellte einen Wandel dar, den die domi-

nanten Klassen nicht durchführen wollten oder konnten. Evo Morales war dabei in Bolivien 

Identifikationsfigur sowohl für den anti-imperialistischen Protest der Cocaleros als auch für 

die Forderungen ethnischer Anerkennung der indigenen Völker. Rafael Correa konnte als Au-

ßenseiter des Establishments verschiedene Forderungen subalterner Gruppen vereinigen und 

das sogenannte Patt zwischen alten und neuen  Kräften lösen. In diesem Sinne erfüllen beide 

Präsidenten im Momment der Regierungsübernahme Charakteristika des Ceasarismus. Die 

Entscheidung, eine verfassungsgebende Nationalversammlung einzuberufen, zeugt jedoch 

von dem Willen, das Volk und die sozialen Bewegungen, welche sie an die Macht gebracht 

haben, in den Prozess der Konstruktion eines neuen historischen Blocks zu integrieren.  

2.) Welche Auswirkungen hat dies auf die Green Economy? Der Widerstand der sozialen 

Bewegungen gegen den Neoliberalismus entstand aus den verheerenden sozialen Folgen, 

welche die Bevölkerung als Folge der strukturellen Anpassungen und Reformen erlebt hatte. 

 In Bolivien wurde Evo Morales von der durch die Coca-Gewerkschaften gegründeten 

MAS getragen. Die neue Regierung baut nun auf jener Bewegung auf, die sich gegen Fremd-

bestimmung ihrer Landwirtschaft und Natur gewehrt hat und dabei einen klaren anti-

imperialistischen Diskurs geführt hat. Auch wenn Maßnahmen der Green Economy nicht im-

perialistisch sein müssen (jedoch können, es kommt natürlich auf die Umsetzung an), so sind 

sie trotzdem primär von externen Organisationen (wie der UNEP) formuliert. Ein Widerstand 

gegen die Green Economy muss sich also nicht primär gegen den Erhalt von Biodiversität 
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richten, sondern auf den negativen Erfahrungen beruhen, die mit früheren externen Eingriffen 

in die eigene Natur und Kultur  gemacht wurden. 

 In Ecuador sind die indigenen Bewegungen, wie z.B. die PK, nicht direkt an der Regie-

rung beteiligt. In ihrer Verhandlungsposition zu Territorialität oder dem Schutz der Biodiver-

sität auf ihren Territorien sind sie damit schwächer als die sozialen Bewegungen in Bolivien.

  

5 Neue Verfassungen im Vergleich  

Die Ebenen der Hegemonie, soziale Kräfte, Staatsform und Weltordnung, sind eine Abfolge 

von dominanten und rivalisierenden Strukturen, die sich gegenseitig beeinflussen. Die verfas-

sungsgebenden Nationalversammlungen in Bolivien und Ecuador waren das Ergebnis anhal-

tender Mobilisierung und Widerstands subalterner sozialer Kräfte und ihr Ergebnis ist eine 

neue Staatsform. 

 Die Verfassung stellt die rechtliche Basis des Staats dar. Sie regelt die Rechte der Indi-

viduen gegenüber dem Staat und die Verpflichtungen des Staats für seine Bürger. Eine verfas-

sungsgebende Nationalversammlung bedeutet erstens, dass die aktuelle Ordnung der Gesell-

schaft und des Staats nicht mehr akzeptiert wird und von Grund auf geändert werden soll. Sie 

bedeutet zweitens jedoch auch, dass es eine kollektive Aktion ist, in der verschiedene soziale 

und politische Kräfte diese Ordnung gemeinsam, in einer vom Volk gewählten Versammlung, 

ausarbeiten.138 Im Folgenden sollen die neuen Verfassungen Boliviens und Ecuadors vergli-

chen werden.139 

 Dabei wird das Konzept des Buen Vivir als Vergleichsmerkmal gewählt. Es ist eine ge-

genhegemonische Idee über das "Wesen und die Legitimität der vorherrschenden Machtver-

hältnisse, wie auch das Verständnis von Gerechtigkeit und öffentlichem Wohl"140, welches in 

beiden Verfassungen zu unterschiedlichen Graden aufgenommen wurde und das stark auf in-

digenen Konzepten141 aufbaut. Es beinhaltet alternative Auffassungen zu Entwicklung und 

dem Umgang mit der Natur. Zur Beantwortung der Fragestellung ist es daher besonders ge-

eignet. In einem ersten Schritt soll dieses Konzept dargestellt werden. Im zweiten Schritt soll 

die Integration des Buen Vivir in die Verfassungen Ecuadors und Boliviens untersucht wer-
                                                
138 Tapia Mealla 2011: 125 
139 In dieser Arbeit verwendete Zitate aus der Verfassung Ecuadors und Boliviens sind Übersetzungen des Au-
tors. 
140 Cox 2011 [1986]: 56 
141 Das Konzept des Buen Vivir entstammt den Ideen indigener ecuadorianischer und bolivianischer Völker, hat 
in seiner heutigen Entwicklung jedoch auch Einfluss anderen, nicht-indigenen Intellektuellen und Aktivisten 
(vergl. Gudynas 2012) 
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den, relevante Artikel zu Umweltschutz sowie Entwicklungspolitik identifiziert werden. Ab-

schließend sollen mögliche Implikationen für die Green Economy herausgearbeitet werden.  

5.1 Gutes Leben - Buen Vivir  

Die Quechua sprechenden Völker Ecuadors in der Gegend um den Pastaza begannen in den 

90'er Jahren das Sumak Kawsay (Buen Vivir auf Spanisch) als "Idee zur Organisation ihres 

Lebens und ihres Territoriums"142 zu artikulieren.  

"In der Weltanschauung der indianischen Gesellschaften, in ihrem Ver-

ständnis davon, welchen Sinn das Leben haben sollte und hat, gibt es kein 

Konzept von Entwicklung; um genau zu sein, gibt es nicht die Vorstellung 

darüber, dass das Leben in einem linearen Prozess abläuft; das bedeutet 

auch, dass es keinen Zustand des 'Vorher' und des 'Nachher' gibt, keinen 

Zustand von Unterentwicklung und Entwicklung".143 

Im Gegensatz zu der Vorstellung von Unterentwicklung und Entwicklung gibt es für sie die 

ganzheitliche Perspektive, dass es das Ziel der Menschen sein sollte, "materielle und spirituel-

le Lebensumstände zu suchen und zu schaffen um das Gute Leben, das harmonische Leben  

zu errichten und zu erhalten".144 Harmonie beinhaltet dabei besonders die nachhaltige Nut-

zung der Natur und ihrer Bodenschätze, im Gegensatz zur lediglichen Ausbeutung. Daraus 

leiten sich zwei Forderungen der indigenen Bewegung ab. Erstens das Prinzip der Territoriali-

tät: Um das gute Leben zu erreichen, ist es notwendig, dass die betroffenen Völker über die 

Nutzung ihrer Territorien (mit-)bestimmen können. Zweitens das Prinzip der Plurinationalität: 

Es ist notwendig, dass unterschiedliche Lebensformen (ihre Auffassung von Natur z.B.) aner-

kannt werden. Eine Agro-Industrie, die z.B. nur auf den Anbau von Soja setzt, gefährdet die 

Biodiversität und damit direkt ihre Nahrungsmittelsouveränität145 der Menschen die auf dem 

betroffenen Territorium leben.  

5.2 Bolivien 

Unter der Überschrift Prinzipien, Werten und Zielen des Staates, wird in Artikel Acht der bo-

livianischen Verfassung festgelegt, dass folgende "ethisch-moralische Grundsätze der plura-

len Gesellschaft verfolgt und gefördert werden: Ama qhilla, ama llulla, ama suwa  (nicht faul 
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145 Die Nahrungsmittelsouveränität beinhaltet das Recht der Völker ihre Nahrung zu produzieren, sowie das 
Recht darauf zu entscheiden, was sie konsumieren und darüber wer es wie produziert (Svampa 2012: 23) 
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sein,  kein Lügner und kein Dieb sein), suma qamaña (erfülltes Leben),  ñandereko  (harmoni-

sches  Leben), teko kavi (gutes Leben), ivi maraei  (Erde ohne Böses) und qhapaj ñan (nobler 

Weg oder Leben)".146 Bolivien verfolgt hier eine plurikulturelle Perspektive, indem unter-

schiedliche indigene Sprachen in die Verfassung aufgenommen werden und dabei gleichwer-

tig behandelt werden.147 

 In der neuen Verfassung Boliviens ist die "Konservierung der Umwelt zum Wohl der 

gegenwärtigen und zukünftigen Generationen"148 unter den Prinzipien, Werten und Zielen des 

Staats genannt (Art. 9 Abs. 6). Die indigenen bäuerlichen Völker und Nationen haben das 

Recht darauf, "in einer gesunden Umwelt zu leben, mit der angemessenen Bewirtschaftung 

und Nutzung der Ökosysteme" (Art. 30 II. 10). 

 Das fünfte Kapitel beinhaltet die sozialen und ökonomischen Rechte: Jede Person "hat 

ein Recht auf eine gesunde, beschützte und ausgeglichene Umwelt" (Art. 33) und ist befähigt 

"die rechtlichen Maßnahmen zur Verteidigung der Umwelt" auszuführen bzw. einzufordern 

(Art. 34). Der Wasserkrieg  im Jahr 2000 sowie der Gaskrieg 2003 war der Beginn der massi-

ven Mobilisierung sozialer Kräfte gegen die neoliberale Politik der Privatisierungen. Das 

"Recht auf Wasser und Ernährung" (Art. 16 I.) sowie das Recht jeder Person auf "gleichen 

und universellen Zugang auf die Grundversorgung mit Trinkwasser, Strom, Gas" (Art. 20 I.) 

tragen dem Rechnung. Bedeutend ist dabei auch, dass der Zugang zu Wasser und Abwasser-

entsorgung Menschenrecht ist, "und von Konzessionen oder Privatisierung ausgeschlossen 

ist" (Art. 20 II.). Dies stellt sich ausdrücklich gegen die bisher verfolgte Politik und ist Teil 

der neuen kollektiven Ideen.  

 Ein weiterer wichtiger Schritt zur Umsetzung der indigenen Forderungen ist die Auf-

nahme der Coca-Pflanze als "kulturelles Erbe, erneuerbare natürliche Ressource der Biodiver-

sität Boliviens und Faktor zur sozialen Kohäsion" (Art. 384). Sie hat hohen Symbolwert, da 

die Repression der Cocaleros, ausgehend von Forderungen der USA und der DEA, der Ur-

sprung des organisierten Widerstands gegen die vorherrschende Hegemonie war. Diese For-

derung subalterner Gruppen hat die Transformation der Staatsform beeinflusst, findet sich in 

der neuen Verfassung wieder und hat weiterhin Einfluss auf internationaler Ebene. Morales 

forderte bei einem Treffen der UN Commission on Narcotic Drugs in Wien, die Aufhebung 

des Verbots Coca-Blätter zu kauen, welches auf eine Konvention aus dem Jahr 1961 zurück-

                                                
146 Art. 8 I Verfassung Boliviens (Übersetzung Gudynas 2012: 8-9) 
147 Gudynas 2012: 9 
148 Verfassung Boliviens 2009: Art 9 (6) 
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geht.149 In diesem Prozess hat Morales wiederholt auf die Bedeutung der Coca-Pflanze für die 

Kultur und Identität der Bolivianer hingewiesen.150  

 Neben dem Ziel, die Umwelt zu schützen, ist ein weiteres Bestreben des Staats die "In-

dustrialisierung der natürlichen Ressourcen mittels der Entwicklung und Stärkung der Pro-

duktivkräfte [...]" (Art. 9 (6)).  Die Funktion des Staats in der Wirtschaft soll nicht mehr so 

gering wie möglich gehalten werden, sondern der Staat soll eine aktive Rolle einnehmen, 

"strategische Sektoren lenken und kontrollieren" (Art. 316 (3)), um die "wirtschaftliche und 

soziale Gleichheit" (Art. 316 (4)) zu fördern. Der herausragende Punkt  in der Wirtschaftspo-

litik ist, dass das Ziel der "Industrialisierung und Kommerzialisierung der erneuerbaren und 

nicht erneuerbaren natürlichen Ressourcen" zur Priorität des Staats gemacht wird, um die 

"Generierung von Arbeit sowie die wirtschaftlichen und sozialen Grundbedürfnisse der Be-

völkerung"  (Art. 316 (6)) zu gewährleisten. Dies geschieht "um die Abhängigkeit vom Ex-

port der Primärprodukte" (Art. (311 (3)) zu überwinden.  

Der Unterschied zur vorherigen Ordnung ist deutlich: Die indigenen Rechte auf Anerkennung 

sind gestärkt; die angestrebte starke Position des Staats in der Wirtschaft kontrastiert mit der 

neoliberalen Auffassung eines schlanken Staats; einige Sektoren sind von der Privatisierung 

ausgeschlossen. Es ist jedoch auch ein Widerspruch erkennbar, in dem Ziel die Umwelt zu 

konservieren und gleichzeitig die natürlichen Ressourcen zu industrialisieren. 

5.3 Ecuador 

"Wir alle, das souveräne Volk Ecuadors, entscheiden uns dazu, eine neue Form des bürgerli-

chen Zusammenlebens zu konstruieren, in Diversität und Harmonie mit der Natur, um das 

Gute Leben, das Sumak Kawsay zu erreichen [...] die Entwicklungspolitik umfasst die nach-

haltige und dynamische Organisation der Gesamtheit der wirtschaftlichen, politischen, sozio-

kulturellen und Umweltsystemen, welche die Verwirklichung des Guten Lebens, des Sumak 

Kawsay garantieren".151  

Das Thema Umweltschutz wird im Vergleich zu Bolivien umfassender behandelt und geht in 

seiner Rechtsprechung auch deutlich weiter. 

                                                
149 vergl. BBC 2012 
150 vergl. BBC 2011 
151 Präambel Verfassung Ecuador (Übersetzung d. Autors) 
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 Der Präsident der verfassungsgebenden Nationalversammlung, Alberto Acosta, förderte 

die Partizipation sozialer Bewegungen im Prozess der Verhandlungen um die neue Verfas-

sung.152 Die größten Auseinandersetzungen gab es dabei bei den Themen zur Umwelt.153 

 Das Recht auf ein gutes Leben (Buen Vivir) beinhaltet den Zugang zu Bildung, Ge-

sundheitswesen, Wasser und Nahrung (Art. 12 ff.). Genauso wie in Bolivien ist Wasser Men-

schenrecht, und von Privatisierungen ausgeschlossen. Im siebten Kapitel sind die Rechte der 

Natur festgeschrieben. "Die Natur oder Pacha Mama, in der sich das Leben reproduziert und 

realisiert, hat ein Recht darauf, dass ihre Existenz und die Erhaltung und Regeneration ihrer 

Lebenszyklen respektiert werden" (Art. 71). Die Natur ist damit Rechtssubjekt, was eine 

weltweite Neuheit ist.154 Dies war einer der größten Streitpunkte, doch Acosta sowie die PK 

konnten sich hierbei durchsetzen. Die Tragweite dieser Neuerung ist enorm, denn die Natur 

ist somit nicht mehr bloß Objekt zur Wertschöpfung durch die Menschen, sondern die Natur 

hat eigene, inhärente Rechte, die nicht verletzt werden dürfen. Die Diskussion hierum hat 

auch zu viel Hähme geführt, denn sollen nun Pflanzen oder Tiere vor Gericht ziehen, wenn 

ihre Rechte verletzt werden? Nichtsdestotrotz ist es Ausdruck eines neuen Konzepts in der 

Entstehung, auf dessen legaler Festigung in der Verfassung nun die Erfahrungen in der Praxis 

aufbauen werden. Der Sinn der Rechte der Natur ist, dass "die wirtschaftlichen Ziele den Ge-

setzen der Funktionsweise der Natur untergeordnet sind, ohne den Blick auf den Respekt der 

Menschenwürde und auf die Lebensqualität der Personen und Gemeinschaften zu verlie-

ren".155 In dieser Diskussion werden die Positionen deutlich, zwischen dominanter ethno-

zentrischer Perspektive, in der die Menschen die Natur beherrschen und biozentrischer Per-

spektive, in der die Natur eben nicht Objekt von Eigentum ist, sondern eigene Rechte be-

sitzt.156 Genauso wie in Bolivien kann jede Person oder Gemeinschaft von den staatlichen 

Behörden die Gewährung der Rechte der Natur einfordern.157 

 Neben dem Subjektstatus der Natur ist die Verwendung des Begriffs Pacha Mama sy-

nonym zu Natur, eine der größten Errungenschaften. Sie impliziert die Auffassungen der in-

digenen Völker über Nachhaltigkeit und das Leben mit und in der Umwelt, welche sich von 

den neoliberalen Auffassungen von Natur deutlich unterscheiden.158  

                                                
152 Ramirez-Gallegos 2010: 38 
153 Ebd. 39 
154 Vgl. Gudynas 2010 
155 Hidalgo-Flor: 91 
156 Gudynas 2010: 3 
157 Verfassung Ecuador Art.71 
158 Gudynas 2010: 4 
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 Weniger wurde den indigenen Forderungen Rechnung getragen, dass bei einer Förde-

rung oder Kommerzialisierung nicht erneuerbarer Ressourcen auf ihrem Territorium ihre Be-

stätigung notwendig ist (eine Forderung wie sie von Acosta unterstützt wurde). Jetzt heißt es, 

dass es verpflichtend ist, sie bei Projekten zur Förderung von nicht erneuerbaren Ressourcen 

"die ihre Umwelt oder ihrer Kultur beeinträchtigen können [...] rechtzeitig zu konsultieren [...] 

und bei Gewinnen zu beteiligen" (Art. 57 (7)). Falls die betroffenen Gemeinschaften nicht ihr 

Einverständnis erklären, wird gemäß dem Gesetz und der Verfassung fortgefahren.  

 Auf dem Weg, der von der Regierung nach dem erfolgreichen Referendum über die 

Verfassung beschritten wird, hat der letzte Punkt wiederholt zu heftigen Konflikten geführt. 

Auf diesen Streit zwischen indigenen Rechten der Mitbestimmung und dem verfolgten Ent-

wicklungsmodell sowie das erneute Aufleben sozialer Bewegungen, dieses mal mit einem 

verstärkten Fokus auf Umweltthemen, soll unter Punkt 6. eingegangen werden.  

5.4 Implikationen für die Green Economy 

Das Konzept des Buen Vivir stellt das dominante, heute überwiegende Verständnis von Ent-

wicklung mit seiner Ausrichtung auf Wachstum, grundlegend in Frage.159 Es stellt sich gegen 

die "verkürzte Darstellung, Entwicklung sei mit Wirtschaftswachstum gleichzusetzen" und 

setzt diese Argumentation mit der Feststellung fort, dass "unbegrenztes Wachstum unmöglich 

ist, da nicht nur die natürlichen Ressourcen, sondern auch die Kapazität der Ökosysteme, 

Umweltschäden zu verkraften, begrenzt sind".160 

 Dieses Spannungsverhältnis existiert auch bei der Green Economy. Die Inwertsetzung 

der Dienstleistungen der Natur und die Ökonomisierung der Biodiversität soll Nachhaltigkeit 

fördern. Hier kommt der Einwand Stephen Gills der Argumentationsweise des Buen Vivir 

sehr nahe, wenn er die Frage stellt, ob "der Kapitalismus in seiner "grüneren" Form überhaupt 

mit ökologischer Nachhaltigkeit kompatibel ist, schließlich werden Kapital und Umwelt von 

sehr unterschiedlichen Dynamiken, Rhythmen und Zeitlichkeiten bestimmt."161 

 Das Sumak Kawsay stellt sich somit erstens gegen die Auffassung, die lateinamerikani-

schen Staaten seien ‚unterentwickelt‘ und müssten bestimmte, extern festgelegte, Maßnahmen 

treffen, um sich zu ‚entwickeln‘, also um einen europäischen bzw. westlichen Standard von 

Entwicklung zu erreichen. Es beachtet zweitens die Grenzen der Natur und strebt eine Gesell-

schaft, bzw. Lebensform an, die diesen Grenzen Rechnung trägt. 

                                                
159 Gudynas 2012: 6 
160 Gudynas 2012: 7 
161 Gill 2012 [2008]: 277 
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 Der Subjektstatus der Natur in Ecuador ist weiterhin ein signifikanter Faktor in der Dis-

kussion um die Green Economy. Dies macht das Eingangs genannte Beispiel der Bienen deut-

lich: Die Investition in den Schutz der Biodiversität lohnt sich hier, denn die Erträge der Fel-

der in angrenzender Region erhöhen sich durch die Präsens der Bienen. Was geschieht jedoch 

mit Tieren oder Pflanzen, die keinen direkten Nutzen haben? Ist es bei diesen ‚nutzlosen‘ 

bzw. ‚wertlosen‘ Organismen egal, wenn sie verschwinden? Kann wirklich von jedem be-

drohten Lebewesen der monetäre Wert berechnet werden? 

 Die ecuadorianische Verfassung verneint dies und geht in ihrer Auffassung der Natur 

als Rechtssubjekt weiter, als die in einer Green Economy vorgesehenen Schutzmechanismen. 

Die Natur hat durch ihren Subjektstatus intrinsische Werte, die nicht von der Nutzung durch 

Menschen abhängig sind.162 Dies hat sowohl moralische Auswirkungen, indem die Verpflich-

tung zum Erhalt der Biodiversität daraus hervorgeht, als auch politische Auswirkungen, da die 

Festschreibung in der Verfassung weitere Gesetzgebungen nach sich ziehen wird.163 

 Die neue Verfassung Boliviens setzt das Ziel, eine starke Position des Staats in der 

Wirtschaft zu schaffen, um eine Umverteilung des Reichtums zu schaffen. Gleichzeitig sollen 

die natürlichen Ressourcen industrialisiert werden, um von der Abhängigkeit vom Export von 

Primärprodukten loszukommen. Es bedeutet aber, dass in erster Linie auf den Abbau von 

Rohstoffen, dieses mal durch den Staat anstatt transnationale Unternehmen, gesetzt wird, um 

soziale Gerechtigkeit zu schaffen. Erst wenn ein bestimmtes Niveau an sozialer Sicherheit für 

die Bevölkerung geschaffen ist, kann der Umweltschutz vertieft werden. Dies könnte bedeu-

ten, dass Regeln zum Schutz der Biodiversität zum Beispiel nicht anerkannt werden, weil sie 

der Umsetzung der Umverteilungspolitik im Weg stehen. In diesem Fall würde die Green 

Economy abgelehnt werden, weil sie eine, von außen verordnete, wirtschaftliche Einschrän-

kung darstellen würde. 

6 Post-Neoliberalismus und die neue historische Struktur 

In diesem letzten Abschnitt sollen die realwirtschaftlichen Folgen der Regierungswechsel in 

Bolivien und Ecuador untersucht werden. Dabei werden die Folgen der Neukonfiguration der 

materiellen Kapazitäten, durch z.B. Verstaatlichungen, auf die internationale und nationale 

Ebene untersucht und auf mögliche Auswirkungen auf die Position zur Green Economy  un-

tersucht. 
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163 Ebd. 



Lateinamerika und die Green Economy  Diego Steinhöfel 

33 

 Die Hauptforderungen der sozialen Bewegungen vor den Regierungswechseln waren 

u.a. die Überwindung des Neoliberalismus, größere Einbindung der subalternen Klassen in 

den politischen Entscheidungsprozess, das Erreichen größerer sozialer Gleichheit, Redistribu-

tion des Reichtums und eine Stärkung des Staates.  

 Bei der Umsetzung dieser Forderungen haben die Regierungen von Evo Morales und 

Rafael Correa unterschiedliche Gewichtungen. In beiden Ländern entstanden jedoch in die-

sem Prozess Spannungen zwischen "ökonomischer Umverteilungspolitik (universell Forde-

rungen) und Anerkennung (identitäre, partikulare Forderungen)".164 Genauer gesagt, sind bei 

der Umsetzung eingangs genannter Ziele neue Konflikte entstanden, die sich darum drehen, 

wie diese Ziele erreicht werden sollen.  

6.1 Verstaatlichung und Alternative Integration 

 Bereits vor der Regierungsübernahme der MAS in Bolivien und der AP in Ecuador 

konnten die sozialen Bewegungen der gesamten Region einen wichtigen Erfolg gegen den 

Neoliberalismus erreichen: Im Jahr 2005 scheiterte das von den USA initiierte Projekt der 

Gesamtamerikanischen Freihandelszone (Free Trade Area of the Americas) am Widerstand 

der südamerikanischen Staaten.165 Zudem wurde bereits 2004 von Venezuela und Cuba die 

Bolivarianische Allianz für Amerika (ALBA) als ein alternativer regionaler Integrationsme-

chanismus gegründet, dem Bolivien und Ecuador beitraten.166 Unter dem Schirm des ALBA 

wurde die regionale Entwicklungsbank Banco del ALBA gegründet, Handel unter den Mit-

gliedsstaaten wird zudem in der Regionalwährung S.U.C.R.E geführt.167 Diese Maßnahmen 

stellen sich eindeutig gegen die neoliberale Hegemonie und können als Schritt in der Kreation 

eines möglichen neuen Historischen Blocks in Lateinamerika gesehen werden. Ecuador und 

Bolivien haben zudem das Internationale Zentrum zur Beilegung von Investitionsstreitigkei-

ten (ICSID), einer Unterorganisation der Weltbank, verlassen.168  

 Dieses Zentrum fungiert als Schiedsgericht bei Streitigkeiten zwischen transnationalen 

Unternehmen und Staaten in Bezug auf getätigte Investitionen.169 Der Rückzug aus diesem 

Gremium ist eine klare Absage an die Dominanz transnationaler Unternehmen in den nationa-

len Ökonomien sowie an den Prozess von Privatisierungen. Dies zeigt sich auch daran, dass 

                                                
164 Ortiz-Crespo/Mayorga 2012: 12 
165 Gambina 2010: 88 
166 Ebd.  
167 Gambina 2010: 88 
168 vergl. ICTSD 2008; 2009 
169 vergl. Ghiotto/Pascual 2008 
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ausländische Direktinvestitionen nicht mehr die treibende Kraft in der Wirtschaft sind, son-

dern dies die Investitionen des Staats sind.170 Umgekehrt ebnete der Ausstieg aus dem ICSID 

den Weg zu den angestrebten Verstaatlichungen. 

 Dieser Prozess begann in Bolivien 2006 mit der Verstaatlichung der Öl- und Gasindust-

rie,171 zwei Jahre später ging es weiter mit dem Telekommunikationsunternehmen Entel172, 

und dem Ölunternehmen Repsol-YPF.173 Im Jahr 2012 wurde ein Bergwerk, in dem Zinn und 

Zink gefördert werden, verstaatlicht.174 Ecuador konzentrierte sich auf den wichtigsten Ex-

portsektor, die Ölindustrie. Es verabschiedete ein Gesetz, dass den Anteil für den Staat am 

erwirtschafteten Gewinn deutlich erhöhte und in seiner langfristigen Konsequenz dazu führen 

soll, dass die transnationalen Unternehmen nur noch für ihre Dienstleistung der Ölförderung 

bezahlt werden.175 Die materiellen Kapazitäten haben sich im Vergleich zu der neoliberalen 

Phase stark gewandelt, nachdem die Staaten durch ihre Politik der Nationalisierungen der 

Rohstoffe eine deutlich stärkere Rolle in der Wirtschaft einnehmen. 

  Die Umverteilung des Reichtums durch Sozialprogramme haben in Bolivien zu einer 

Reduzierung der Armut von 60% auf 49% und der extremen Armut von 38% auf  25% im 

Zeitraum 2005-2010 geführt.176 Im Jahr 2012 hat die Regierung Morales den Mindestlohn 

weiterhin um 22% auf 1000 Bolivianos pro Monat angehoben.177 Investitionen in Höhe von 

100 Millionen US-Dollar sollen allen Bolivianern Zugang zu Trinkwasser, wie durch die Ver-

fassung festgelegt, ermöglicht werden.178 

6.2 Vom Washington-Konsens zum Rohstoff-Konsens? 

Die argentinische Soziologin Maristella Svampa identifiziert bei den progressiven Regierun-

gen Lateinamerikas, darunter Ecuador und Bolivien, ein neues Phänomen, dass sie in Anspie-

lung auf den Washington Konsens als Consenso de los Commodities (Rohstoff-Konsens) be-

zeichnet.179 Sie bezieht sich dabei auf die Strategie der Regierungen, durch den Export von 

Primärprodukten die ambitionierten Sozialprogramme und eine Umverteilung des Reichtums 
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171 Zeit Online 2012 
172 Ebd. 
173 El Mundo 2012 
174 Amerika21.de 2012 
175 Frankfurter Allgemeine Zeitung 2010 
176 America Economia 2011 
177 ECLAC 2012: 5 
178 Goltermann 2011 
179 Vergl. Svampa 2012 
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in der Gesellschaft zu finanzieren. Die Regierungen profitieren dabei von den hohen Welt-

marktpreisen für Commodities wie Öl, Gas und Agrarprodukten. 

 Den Prozess in Bolivien unter Morales teilt sie dabei in zwei Phasen: die erste Phase 

beinhaltet den Zeitraum von der Regierungsübernahme 2006 bis 2009. Hier stand der Kon-

flikt mit den Kräften des ehemals dominanten Blocks im Vordergrund, die Formulierung ei-

ner neuen Verfassung und die Nationalisierung von Ressourcen.180 Die zweite Phase beginnt 

2010 mit der Niederlage der Oligarchie und dem Beginn eines staatlich geführten hegemoni-

schen Projekts, das auf zahlreichen strategischen Großprojekten aufbaut: "Teilnahme an den 

ersten Stufen der Ausbeutung von Lithium, Vertiefung der Rohstoff-Minen im Tagebau in 

Zusammenarbeit mit großen Transnationalen Unternehmen, Durchführung großer Staudamm- 

und Straßenprojekte im Rahmen des IIRSA.181,182 Dies ist im Einklang mit dem in der Verfas-

sung festgesetzten Ziel, die natürlichen Ressourcen zu industrialisieren.  

 Ein Infrastrukturprojekt bei dem eine Straße durch das indigene Territorium TIPNIS 

gebaut werden soll hat zu starkem Protest und Widerstand geführt.183 Die betroffenen indige-

nen Gemeinschaften haben unter Organisation der CIDOB einen Protestmarsch nach La Paz 

durchgeführt, um ihren Unmut und ihren Widerstand zu artikulieren.184 

 In Ecuador wurde unter Rafael Correa ein Entwicklungsplan unter dem Titel "National-

plan des Buen Vivir" verabschiedet, in dem die Überwindung des Extraktivismus als explizi-

tes Ziel genannt wird und "sofortige Maßnahmen" hierzu gefordert werden.185 Im Jahr 2012 

unterschrieb die Regierung Rafael Correas nach 25 Jahren den ersten Vertrag zur Eröffnung 

einer großen Eisenmine.186 Wie in Bolivien auch, regte sich indigener Widerstand gegen das 

Projekt, in diesem Fall angeführt von der CONAIE.187 Eine Maßnahme hierzu ist die 2007 

von der Regierung vorgeschlagene Initiative Yasuni-ITT.188 In diesem Nationalpark kommen 

hier auf einen Hektar Wald so viele Baumarten wie in den USA und Canada zusammen.189 

Hier lagern zudem die größten Erdölreserven des Landes, etwa 850 Millionen Barrel und es 

                                                
180 Svampa 2012: 30 
181 IIRSA ist die Initiative zur Integration der Regionalen Infrastruktur in Südamerika, welche von dem Integra-
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182 Svampa 2012: 30 
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leben dort zwei indigene Völker in freiwilliger Isolation.190 Im Zuge des Yasuni-ITT Projekts 

hat die ecuadorianische Regierung vorgeschlagen, auf die Förderung zu verzichten, falls die 

dadurch entstehenden Einnahmeausfälle von den industrialisierten Staaten zu 50% (ca. 3,6 

Milliarden USD) erstattet werden.191 Das Geld würde in einem vom United Nations Develo-

pment Programme verwalteten Topf landen, über dessen Verwendung der Staat und die ecua-

dorianische Zivilgesellschaft entscheiden würden.192 Die eingesparten CO2-Emissionen, falls 

das Öl nicht gefördert und konsumiert wird, beliefen sich auf 400 Millionen Tonnen.193 Die 

Inititative folgt den Ideen des Buen Vivir und der ehemalige Präsident der ecuadorianischen 

Verfassungsgebenden Nationalversammlung sieht darin "keinen simplen Vorschlag zu alter-

nativer Entwicklung [...], sondern eine Alternative zu Entwicklung".194 Das Konzept beinhal-

tet die Auffassung, dass die industrialisierten Staaten mehr Schuld an der Zerstörung der 

Umwelt haben und daher zu ihrem Schutz eine größere Verantwortung tragen. Die Initiative 

folgt damit schon einem Grundgedanken der Green Economy, dass marktkonforme Mecha-

nismen zum Schutz der Umwelt und der Biodiversität beitragen können. Sie stellt dabei die 

Umwelt und das Leben, das in ihr stattfindet, über den Wert von Geld. Welchen Nutzen wür-

den die Investitionen bringen? Die eingesparten Emissionen würden nicht die Atmosphäre 

belasten und dem Klimawandel könnte aktiv entgegengesteuert werden; den Erhalt der Bio-

diversität mit ihren unentdeckten Potentialen für  Medikamente; den Indigenen Völkern wel-

che auf dem Territorium leben; Ecuador und seiner Bevölkerung in dem Prozess unabhängig 

vom Erdöl-Extraktivismus zu werden. Doch das Projekt ist aufgrund der Zahlungswilligkeit 

der Industrienationen ins Stocken geraten.195 Der deutsche Bundesminister für wirtschaftliche 

Zusammenarbeit und Entwicklung, Dirk Niebel, sagte er schaffe "ganz bewusst keinen Präze-

denzfall, der in immer neue Forderungen mündet, finanzielle Mittel zum Unterlassen von 

Umweltschädigungen bereitzustellen".196 Womöglich ist die Initiative nicht attraktiv genug 

für Investoren, womöglich sind die industrialisierten Staaten noch nicht bereit dazu, ihre Ab-

hängigkeit von fossilen Brennstoffen soweit zu verringern, dass auf Öl-Reserven in Ecuador 

zum Schutze der Natur verzichtet werden kann. Unabhängig von den Beweggründen für das 

Verhalten der deutschen Regierung, schafft es in Ecuador zumindest Misstrauen gegenüber 
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der Green Economy, wenn eigene Initiativen zum Schutz der Biodiversität nicht oder unzu-

reichend gewürdigt werden. 

 Die Produktionsverhältnisse erzeugen nach Gramsci die dominanten und dominierten 

sozialen Kräfte, im Zeitalter des Neoliberalismus entstanden so die gewerkschaftlichen und 

indigenen Widerstandsbewegungen, welche Morales und Correa an die Regierung gebracht 

haben und an der Überwindung des Neoliberalismus maßgeblich beteiligt waren. Die neuen 

Produktionsverhältnisse erzeugen erneut soziale Kräfte, sowohl den von Garcia beschriebenen 

neuen wirtschaftlichen Block von nationalen Kleinunternehmern in Bolivien als auch gleich-

zeitig indigenen Widerstand in Bolivien und Ecuador der sich gegen die riesigen Infrastruk-

turprojekte wehrt. Die alternative auf das Sumak Kawsay gerichtete Entwicklungspolitik, 

stößt an ihre Grenzen.  

7 Fazit 

Warum lehnen Ecuador und Bolivien die Green Economy als Entwicklungsmodell ab?  

Zur Untersuchung der These, dass  die ablehnende Haltung Ecuadors und Boliviens auf den 

sozialen Bewegungen beruht, die aus dem Widerstand zum Neoliberalismus hervorgegangen 

sind, habe ich mit einer Analyse des Wandels der historischen Struktur begonnen.  

 Die neoliberalen Ideen des Washington Konsens haben, auf Empfehlung internationaler 

Organisationen wie dem IMF und der Weltbank, in beiden Ländern zu einer Änderung der 

materiellen Kapazitäten geführt, indem Staatseigentum privatisiert wurde. In Bolivien wurde 

dieser Prozess früher und mit größerer Heftigkeit durchgeführt, betroffen war insbesondere 

der Minensektor, in Ecuador war später vor allem der Erdölsektor Privatisierungen ausgesetzt. 

Widerstand formierte sich in Bolivien durch die gewerkschaftlich organisierten Coca-Bauern, 

er wurde mit einem anti-imperialistischen und anti-kapitalistischen Diskurs geführt. Dies ist 

eine erste Parallele zu der heutigen Ablehnung der Green Economy, damals wie heute wird 

eine externe Einmischung zur Kontrolle von Landnutzung abgelehnt. Hinzu kam indigener 

Protest aus den östlichen Tiefebenen, bei dem Forderungen zu kultureller und ethnischer An-

erkennung im Vordergrund standen. In dem politischen Instrument der MAS vereinigten sich 

diese Strömungen. In Ecuador begannen indigene Gruppen schon früher als in Bolivien For-

derungen nach Anerkennung ihrer Kultur (z.B. Sprachen) und Territorialität zu stellen. In 

beiden Ländern arbeiteten soziale Bewegungen eindeutig an einer Überwindung des Neolibe-

ralismus.  

Im weiteren Verlauf der Arbeit habe ich dann die Institutionalisierung der sozialen Bewegun-

gen untersucht. In Bolivien konnte die von den sozialen Bewegungen gegründete und von 
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Evo Morales, geführte MAS die Regierung übernehmen. Sie führte einen Austausch der 

Machtelite durch, was dazu führte, dass Aktivisten aus subalternen Klassen öffentliche Ämter 

übernahmen und gleichzeitig der Kontakt zu den sozialen Bewegungen bestehen blieb. Die 

Regierung Boliviens basiert damit auf jenen ehemals subalternen Klassen, die einen anti-

imperialistischen und anti-kapitalistischen Widerstand geführt haben. In Ecuador büßte die 

Indigene Bewegung um die CONAIE und PK durch ihre Partizipation an einer unpopulären 

Regierung an Vertrauen in der Bevölkerung ein, sie sind nicht Teil der neuen Regierung 

Rafael Correas. Damit ist ihre Verhandlungsposition bei Fragen zum Schutz der Biodiversität 

oder Territorialität deutlich geschwächt.   

 Im Vergleich der Verfassungen sollte analysiert werden, welche Implikationen diese für 

die Green Economy haben. An erster Stelle ist dabei das Konzept des Buen Vivir hervorzuhe-

ben, welches in beiden Verfassungen eine herausgehobene Stellung einnimmt. Es Wider-

spricht der herrschenden Idee, dass Entwicklung zwangsweise auf wirtschaftlichem Wachs-

tum basiert. Damit ist es der Green Economy entgegengestellt, da diese davon ausgeht, dass 

ein 'grünes Wachstum' möglich ist, und dieses zu der 'Entwicklung' von Staaten wie Bolivien 

und Ecuador beitragen kann. Der Subjektstatus der Natur in der Verfassung Ecuadors erkennt 

intrinsische Werte der Natur an, die über Geldwert oder den Nutzen für den Menschen hin-

ausgehen. Biodiversität zu erhalten ist damit nicht wie in der Green Economy bloß eine 'loh-

nende Investition', sondern basiert auf dem Recht der Natur zu existieren. Dies ist eine Welt-

neuheit. In Bolivien wurde in der Verfassung das Ziel der Industrialisierung der natürlichen 

Ressourcen gesetzt um die soziale Ungleichheit zu überwinden. Beide Länder haben in ihren 

Verfassungen die Privatisierung bestimmter Bereiche, wie Wasser, ausgeschlossen und die 

Grundlagen für eine starke Position des Staats in der Wirtschaft geschaffen. 

 Abschließend kann also festgestellt werden, dass soziale Bewegungen maßgeblich an 

den Haltungen ihrer Länder zur Green Economy beteiligt sind. In Ecuador waren es vor allem 

Forderungen zu ethnischer und territorialer Anerkennung, in Bolivien ein gewerkschaftlich 

organisierter anti-imperialistischer, anti-kapitalistischer Widerstand, welche zum Wandel bei-

trugen. Beide Länder haben sich zum Ziel gesetzt, den Neoliberalismus zu überwinden. So-

lange bei der Green Economy also die Logik einer Kosten-Nutzen-Rechnung und dem Ideal 

der rationalen Investitionen des Marktes folgt, wird sich die ablehnende Haltung wohl fortset-

zen. Es zeigt sich jedoch auch, dass die Regierungen bereit sind, auf dem Weg der Umvertei-

lung des Reichtums, eine extraktive Politik zu verfolgen, welche sie auch gegen indigenen 

Widerstand durchsetzen. In diesem Fall wird die Green Economy abgelehnt, falls sie ein-

schränkende Vorgaben zur Nutzung der natürlichen Ressourcen machen würde. 
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